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Wirtschaftsgeschichte 

Vernetzte Welt – nichts Neues 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren manche Bande noch enger. 


Von Tino Andresen 


(SZ vom 1.9.01) - Coca Cola, Heinz-Ketchup und Singer-Nähmaschinen weltweit, Proteste von Globalisierungsgegnern – all das gab es schon vor 100 Jahren. 

Damals wetterten Europäer gegen die so genannte Korninvasion aus den USA. „Es gibt ziemlich viele Ähnlichkeiten zwischen der Globalisierung heute und der zu Beginn des 20. Jahrhunderts“, sagt Jörg Baten, Professor für Wirtschaftsgeschichte an der Uni Tübingen. 

Und auch um 1900 spielten Multis die Schlüsselrolle. In den USA herrschte John D. Rockefeller über sein Standard-Oil-Imperium, das die Erdöl-Raffinierung nahezu monopolisiert hatte. Deutsche Unternehmen wie AEG und Siemens operierten weltweit, auch die Chemieindustrie und mit ihr Bayer, BASF und Hoechst waren im Kommen. 

Noch internationaler war der Maschinenbau: Selbst kleinere Unternehmen agierten hier global. Eine Weltwährung, das Gold, vereinfachte den Güteraustausch. 

Noch stärker als der Handel waren Kapital- und Arbeitsmärkte verflochten. Denn trotz Dampflokomotiven und -schiffen waren die Transportkosten noch recht hoch. 

Der Export lohnte sich oft nur für besonders veredelte Güter. Die Kapitalmärkte waren um 1900 so stark verwoben, dass sie dieses Niveau erst vor zehn bis 20 Jahren wieder erreichten, sagt Baten. 

„Arbeitsmärkte offener als heute“

Und laxe Regeln für die Einreise in viele Staaten führten zu einem sehr mobilen Arbeitsmarkt: Hohe Löhne in der Neuen Welt lockten Europäer nach Australien, Argentinien oder in die USA. „Die Arbeitsmärkte waren offener als heute“, sagt Baten. 

Die Gegenbewegung entstand etwa ab 1880 – freilich anders begründet als heute: Aus Angst vor Niedriglohnkonkurrenz und Arbeitslosigkeit protestierten vor allem ärmere Leute. 

Ihre Kampagnen zogen: In Argentinien und Australien war es mit den offenen Arbeitsmärkten bald vorbei, es folgten die USA und Kanada. Die US-Industrie wehrte sich gegen Billigimporte aus Europa, wo wiederum Bauern erfolgreich auf Schutzzölle drängten. „Vieles Alte“, sagt Baten, „ist eben doch immer aktuell.“
Spendensammler 

  

Geld spielt keine Rolle 

  

Die regierungsunabhängigen Organisationen gewinnen immer mehr an Einfluss. Ihre Einnahmen aus Spenden erreichen weltweit inzwischen Milliardensummen. 


Von Tina Zierul 


   
Bono, Star der Popgruppe U2, und Latino-Pop-Sänger Manu Chao hatten bisher abseits der Musik nicht viel gemein. Seit dem G8-Gipfel in Genua eint sie ihr ehrenamtliches Engagement: Bono tourte im Auftrag seiner „Drop the Debt“-Kampagne für den Schuldenerlass der ärmsten Länder. Manu Chao warb für das Attac-Netzwerk, das sich für eine Regulierung der Finanzmärkte einsetzt. 

Die Künstler betreten die politische Bühne als Frontfiguren einer neuen Generation von Nichtregierungsorganisationen, so genannten NGOs. 

Seit dem Scheitern der WTO-Tagung in Seattle vor zwei Jahren formiert sich eine neue Protestbewegung, die mit Broschüren und Straßentheater neue Mitglieder gewinnt, nicht mit Schiffen und Heißluftballons. 

Während etablierte Organisationen meist vor Ort in Krisengebiete gehen, agieren die neuen dort, wo die Politik sich trifft. 

"Täglich größer"

„Nach der Gründungswelle zu Beginn der 80er Jahre beobachten wir derzeit einen Boom neuer NGOs, die täglich größer werden“, sagt Henri-Bernard Solignac-Lecomte von der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) in Paris. 

Attac, gegründet 1998 in Frankreich, wuchs weltweit von null auf 55000 Mitglieder in drei Jahren. Allein seit Juli schlossen sich 5000 neue Globalisierungskritiker der Gruppe an. 

Wurzeln in den Sechzigern

Die Wurzeln des Widerstands reichen zurück bis in die 60er Jahre. Damals schlossen sich viele Engagierte für Menschenrechte oder Artenschutz zu Gruppen wie amnesty international oder dem World Wildlife Fund (WWF) zusammen. 

Die Gründerwelle erreichte Anfang der 80er Jahre ihren Höhepunkt. Themen wie Frieden, Kernkraft und Umwelt standen auf der politischen Agenda – der heutige Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) und Greenpeace entstanden. 

Die Mitgliederzahlen schnellten bald nach oben, ehemalige Mitarbeiter starteten ein Eigenleben mit Gruppen wie Robin Wood oder Oro Verde. Inzwischen machen die Pioniere weltweit Umsätze in Milliardenhöhe. 

Eine OECD-Schätzung kam für 4.400 untersuchte Organisationen schon Mitte der 90er auf Einnahmen von 7,5 Milliarden Dollar – jährlich. 

Idealismus als Basis des Erfolges 

Dagegen nehmen sich die Newcomer noch bescheiden aus. Ihr Erfolg ruht nicht auf Spendeneinnahmen, sondern auf dem Idealismus ihrer Mitglieder. 

Sie agieren anders als das NGO-Establishment von Greenpeace oder amnesty international: Wenig Geld, flache Hierarchien, hohe Transparenz – Aktionen planen Gruppen wie Attac oder „Mobilization for Global Justice“ ehrenamtlich, die Kommunikation übernimmt das Internet. 

„Die neuen Protestgruppen kommen noch mit wenig Geld aus, weil sie am Anfang ihres Lebenszyklus sehr auf ehrenamtliche Arbeit bauen“, sagt Michael Urselmann, der als Geschäftsführer der Gesellschaft für Sozialmarketing in Berlin die Finanzkraft von NGOs untersucht. 

Der Betriebswirt sieht Parallelen zur Gründerzeit von Greenpeace: Motivierte Mitarbeiter stellten auch damals vieles kostenlos auf die Beine, bis Kampagnen mit eigenen Schiffen und Berufstauchern die Kosten in die Höhe trieben. Professionelles Management war gefragt. 

Mit wenig Geld mobil machen

Derzeit machen die neuen Gruppen noch mit wenig Geld mobil. Beispiel Attac: Mitgliedsbeiträge und Spenden werden sich laut Haushaltsplan des deutschen Ablegers im fünfstelligen Bereich bewegen. 

„Professionelle Spendensammler sind für unsere Arbeit im Moment noch überflüssig“, sagt Gründungsmitglied Sven Giegold. 

Personalkosten finden sich entsprechend auf der Ausgabenseite kaum: Von acht Vollzeit-Mitarbeitern des deutschen Büros bei Bremen arbeiten sechs ehrenamtlich. Größter Kostenblock ist ein Kongress über Alternativen zur Globalisierung im Oktober in Berlin: Übersetzer und Raummiete schlagen mit 350.00DM zu Buche. 

Für Greenpeace sind solche Beträge mittlerweile Peanuts. Der Ökomulti konnte im vergangenen Jahr weltweit Spendengelder in Höhe von knapp 281 Millionen DM sammeln. 

Allein aus Deutschland stammt ein Viertel davon. Das verdankt Greenpeace nicht nur teuer eingekauften Adress-Datenbanken, über die Geldgeber geworben werden: Auch professionelle Spendensammler sind unterwegs – allein vier in Deutschland. 

Beim WWF arbeiten ebenfalls mehrere Fundraiser ausschließlich daran, Geld einzutreiben. 

Spenden an Kleine ist „in“

Neue NGOs haben trotzdem gute Chancen, ihre Einnahmen zu erhöhen. Während das Spendenaufkommen der hundert größten deutschen Non-Profit-Organisationen seit Anfang der 90er Jahre bei etwa 2,5 Milliarden DM stagniert, erhöht es sich bei kleinen NGOs. 

Spenden-Fachmann Urselmann ermittelt die Zahlen jährlich und beobachtet einen Trend zu kleinen Organisationen. Außerdem seien Globalisierungskritiker auf der Spendenliste zunehmend beliebt, weil sie Themen anschneiden, die derzeit viele bewegen. Künftig könnten sie auch von veränderten Zahlungsgewohnheiten profitieren. Fundraiser erwarten eine Zunahme von Online-Spenden – und das eher bei neuen Organisationen mit jungen Mitgliedern. 

Weder Büro, noch Telefon 

Das US-Netzwerk „Mobilization for Global Justice“ macht es vor und fragt Besucher der Homepage sofort nach Geld: „Spenden Sie jetzt online!“ fordert das Netzwerk, das die Proteste gegen die Jahrestagung von IWF und Weltbank Ende dieses Monats vorbereitet. Die Aktivisten haben Geld nötig: Bisher koordinieren sie alles über eine Homepage und ein paar Handy-Nummern – Büro und Telefon besitzt die Organisation noch nicht
Globalisierungsgegner 

  

Attacke auf die Weltwirtschaft 

  

Längst hat sich das Attac-Bündnis über die ursprünglichen Ziele hinaus entwickelt – inzwischen eint es die Kritiker-Szene. 


Von Stefan Ulrich 


   
Seit Genua ist alles anders. „Früher wurden unsere Pressemitteilungen einfach ignoriert“, sagt Sven Giegold. Heute gelte: „Wenn Attac etwas sagt, dann wird es aufgenommen.“ 

Und das nicht nur von den Medien, sondern auch von der Politik. Die Grünen machen Avancen, und „gerade erst haben wir eine Einladung vom Auswärtigen Amt bekommen“, berichtet Attac-Sprecher Giegold. „Das gab es früher nicht.“ 

Früher musste der junge Ökonom auch noch nicht ganztags ehrenamtlich für das globalisierungskritische Netzwerk schuften. Denn früher – das heißt vor 
den medienwirksamen Massenprotesten beim G8-Gipfeltreffen Ende Juli in Genua – ging es beschaulich zu im Bundesbüro von Attac Deutschland in Verden. 

Mitgliederzahl verdoppelt

Ein bis zwei Neuzugänge zählte man pro Tag, heute sind es bis zu 60. Die Mitgliederzahl hat sich binnen Wochen auf mehr als tausend verdoppelt; und ständig werden neue Ortsgruppen gegründet. 

Nach Anlaufschwierigkeiten bei der Gründung des Netzwerks Ende vergangenen Jahres scheint Attac nun auch in der Bundesrepublik zur ersten Adresse der Globalisierungs-Kritiker zu werden. 

In Frankreich ist es das längst. Dort wurde Attac im Juni 1998 auf Initiative der Monatszeitung Le Monde diplomatique gestartet. 

Der Name Attac steht für Association pour une Taxation des Transactions financières pour l`Aide aux Citoyens – Vereinigung zur Besteuerung der Finanztransaktionen zur Hilfe der Bürgerinnen und Bürger. 

Kämpfer für die Tobin-Steuer

Die Gründer, Zeitungen, Gewerkschaften und Nichtregierungs-Organisationen (NGO), fordern als zentrale Botschaft eine Steuer auf internationale Finanztransaktionen, die so genannte Tobin-Steuer. 

Sie soll es Spekulanten erschweren, auf Kosten ganzer Volkswirtschaften schnelle Gewinne mit Devisenspekulationen zu machen. 

Zugleich sollen die Steuereinnahmen der Dritten Welt zugute kommen. 

Die Attac-Gründer trafen einen Nerv der Zeit. Das in Frankreich weit verbreitete Unbehagen an einer Weltwirtschaft und Weltkultur amerikanischer Prägung hatte eine Protest-Plattform gefunden. 

Hier sammelten sich enttäuschte Linke aller Art, Umweltschützer, Dritte-Welt-Aktivisten, christliche Gruppen und Arbeitslosen-Initiativen – kurz alle, die die Verhältnisse gründlich verändern wollten. 

"Wahre Linke"

In ihren Zielen unterscheiden sie sich erheblich, aber sie eint eine Überzeugung: Der Markt allein kann es nicht sein. 

So konnte sich das Netzwerk in Frankreich zur erfolgreichsten politischen Bewegung dieser Jahre entwickeln. Es sieht sich als „wahre Linke“ im Unterschied zur Regierungs-Linken. 

Mittlerweile hat die französische Gruppe mehr als 30000 zahlende Mitglieder, die sich in 120 Lokalkomitees organisiert haben. Etwa 130 Abgeordnete der Nationalversammlung und 60 Senatoren bekennen sich zu Attac. 

Mehr als 40 000 Menschen haben die Attac-Informationsbriefe im Internet abonniert. Und die Bewegung wächst. Organisatorisch helfen ihr dabei Gewerkschaften, die bezahlte Mitarbeiter abstellen. 

Denn bei aller Heterogenität ist Attac Frankreich gut organisiert. Eine Satzung regelt die Befugnisse von Mitgliederversammlung, Verwaltungsrat, Büro und Wissenschaftsbeirat. Erheblichen Einfluss haben sich die Gründer vorbehalten. 

Damit soll garantiert werden, dass niemand die Beweggründe der Bewegung verfälscht. 

Volkshochschule für Wirtschaftspolitik

Allerdings hat sich Attac thematisch weit über die geforderte Kontrolle der Finanzmärkte hinaus entwickelt. 

Heute beackert die Vereinigung das ganze Feld der Globalisierungskritik, etwa die Themen Entschuldung, Steuerflucht oder Demokratisierung der Finanzinstitutionen. 

Die Bewegung sieht sich dabei als eine Art Volkshochschule, die die Bürger über Wirtschaftspolitik aufklären will. 

Darüber hinaus versteht sie sich aber auch als Aktionsgruppe, die Tausende Demonstranten in Marsch setzen kann – nach Seattle, Prag, Göteborg oder Genua. 

Präsent in 30 Staaten

Außerhalb Frankreichs haben sich Attac-Gruppen in knapp 30 Staaten von Argentinien über Polen bis Kamerun gebildet. Die Mitgliederzahl liegt weltweit bei rund 55000. 

Die einzelnen Landes-Netzwerke sind unterschiedlich organisiert und von Frankreich weitgehend unabhängig. „Es gibt keine zentralen Kommandos, die von Paris losgeschickt werden“, sagt Oliver Moldenhauer von Attac Deutschland. 

In der Bundesrepublik ist das Netzwerk bisher kein eigenständiger Verein, sondern wird rechtlich von einer NGO namens Share getragen. 

Basis von Attac sind die Ortsgruppen in zahlreichen Städten Deutschlands. 

Internet wichtigstes Organisationsmittel

Die politischen Leitlinien und Groß-Aktionen legt ein Koordinierungskreis per E-Mail und bei monatlichen Treffen fest, in dem Vereinigungen wie Euromärsche, Pax Christi oder Weed vertreten sind. 

Das Bundesbüro in Verden übernimmt die Pressearbeit, organisiert Demonstrationen oder Kampagnen und unterstützt Aufbau und Arbeit der Ortsgruppen. 

Wichtigstes Organisationsmittel ist das Internet (www.attac-netzwerk.de). Finanziert wird die Bewegung nach eigenen Angaben durch Mitgliedsbeiträge, Spenden, Zuschüsse nahe stehender Vereinigungen und Kredite. 

Die Großdemo als Waffe

Obwohl sie nur einen Bruchteil der Attac-Arbeit ausmachen, bleiben Großdemos die schlagkräftigste Waffe – weil sie so werbewirksam sind . 

„Genua war ein großartiger Erfolg“, freut sich Bernard Cassen, Präsident von Attac Frankreich. Doch das schnelle Wachstum bringt Probleme. 

Die Gruppe will einerseits dezentral, offen und unhierarchisch bleiben, andererseits möchte sie „eine Art Sekretariat der internationalen sozialen Bewegung“ werden, wie die Zeitung Libération schreibt. 

Dies aber setzt Geschlossenheit und straffe Strukturen voraus. Zudem hat Attac einen Doppelcharakter: Die Gruppierung agiert unter ihrem Symbol, einem Prozentzeichen, wie eine selbstständige NGO, bleibt aber zugleich Bündnis verschiedener Gruppen, zu denen in Deutschland die Gewerkschaft Verdi, der Bund für Umwelt und Naturschutz oder Pax Christi gehören. 

Die Gegner von Attac spekulieren, die Bewegung werde bald an ihren inneren Widersprüchen zerbrechen. Sven Giegold hält dem entgegen: „Das prophezeit man uns schon lange. Trotzdem sind wir immer stärker geworden.“ 


Fernost 

  

Die zwei Gesichter der Globalisierung 

  

Nicht nur der rasante Aufstieg, auch der plötzliche Fall fernöstlicher Volkswirtschaften geht auf ihre weltweite Vernetzung zurück. 


Von Andreas Bänziger 



   
(SZ vom 12.9.2001) Fassaden aus Stahl und Glas, Skylines wie in Manhattan: Ohne Globalisierung wäre der atemberaubende Aufstieg der Tigerstaaten Südostasiens nie möglich gewesen. Jahr um Jahr fuhren Thailand, Malaysia, Singapur, Indonesien und die Philippinen, aber auch Südkorea und Taiwan Wachstumsraten von sechs und mehr Prozent ein. Es lohnte sich, Rohmaterialien und Bestandteile nach Südostasien zu verschiffen, um sie dort von billigen Arbeitskräften weiter verarbeiten zu lassen und wieder zu exportieren. Der bei den Tigern anfallende Wertzuwachs löste einen wahren Boom aus. 

Aber auch der krasse Einbruch nach 1997 und erst recht die jetzige, neue Krise haben viel mit der Globalisierung zu tun. Zwar sind die Asienkrise von 1997 und der gegenwärtige Abschwung zwei verschiedene Phänomene. Sie wurden aber beide durch die weltweiten Verflechtungen Südostasiens ausgelöst. 

Asiatischer Dollarsegen 

Der freie Fall von 1997 war im Wesentlichen ein Problem des zu leichten Kredits. Angelockt von höheren Zinsen und unrealistischen Wechselkursen ergoss sich ein Dollarsegen über Südostasien. Investoren und Spekulanten wurde das leichte Geld geradezu nachgeworfen. 

Es entstand eine Bubble Economy, vor allem im Immobilienmarkt. Eines Tages musste diese Blase platzen. 

Im Juli 1997 reichte eine weltweite Spekulation gegen den überbewerteten thailändischen Baht aus, um die stolzen Tiger wie Dominosteine zu Fall zu bringen. Bis heute tragen die Banken der Region schwer an Schulden aus jener Zeit, die nicht durch reale Gegenwerte gedeckt sind. 

Leichtsinnige Banken

Natürlich trugen auch interne Faktoren zu dem Einbruch bei. Die Profiteure der Bubble Economy genossen politischen Schutz und waren nicht dem freien Wettbewerb ausgesetzt. Der staatliche Einfluss war zu groß, die Währungen unrealistisch bewertet, die Banken waren leichtsinnig, der private (nicht der staatliche) Sektor hoffnungslos überschuldet. 

Die Mängel sollten nach Rezepten des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank behoben werden. Nur wenn sie die Reformen durchsetzen würde, sollte die Region in den Genuss einer milliardenschweren Rettungsaktion des IWF kommen. 

Aufschwung und Rückschlag

Noch bevor es dazu kam, erlebten die Tigerstaaten einen neuen Aufschwung. Ausgelöst durch das anhaltende Wachstum in den USA, florierte vor allem der High-Tech-Sektor. Südostasien lieferte zu günstigen Preisen, was die Revolution in der Computer- und Informationstechnologie brauchte. Größter Kunde: Die USA. 

Der Rückschlag ließ nicht lange auf sich warten. Seit dort das Wachstum lahmt und die New Economy kriselt, leidet auch die Wirtschaft in den Tigerstaaten. Und zwar gleich doppelt: Sowohl der Hauptkunde als auch das Hauptprodukt fallen weg. Der Einbruch wirkt sich auf die Länder am meisten aus, die von der Globalisierung am meisten profitiert hatten. Singapur meldet schon zwei Quartale mit negativem Wachstum, Malaysia geht es nicht viel besser. 

Schwächen im Modell 

In der aktuellen Krise zeigen sich die Schwächen dieses Globalisierungsmodells. Treibende Kraft des Wiederaufschwungs waren allein die Exporte. In Singapur machen die Exporte 150 Prozent des Bruttosozialprodukts aus, in Malaysia mehr als hundert Prozent.

Aber auch bevölkerungsreiche Länder wie Thailand oder die Philippinen exportieren, gemessen am Bruttosozialprodukt, immer noch fast doppelt so viel wie Deutschland oder Frankreich. Entsprechend stark ist der Einbruch: Die industrielle Produktion ging in Singapur um 17 Prozent zurück, in Malaysia um zwölf Prozent. 

Der Schwachpunkt bleibt die Binnenwirtschaft. Allein auf den Philippinen hat sie in der Wachstumsphase mitgezogen. In den anderen Staaten indes blieben die Investitionen aus, weil sich das Bankensystem von der Krise von 1997 noch nicht erholt hat und kaum neue Kredite fließen. Den Einbruch bei den Exporten kann die Binnennachfrage nicht ausgleichen. 

Noch dazu konzentrierte sich das Wachstum auf wenige Zentren, vor allem auf die Hauptstädte, und schuf gewaltige Wasserköpfe mit enormen Infrastrukturproblemen. Auf dem Land dagegen herrscht immer noch Armut. Dort zeigen sich die schlechten Seiten der Globalisierung: In Thailand zum Beispiel, einem wichtigen Exporteur von Reis, sehen sich die Bauern in den Ruin getrieben, weil sie schutzlos den Bedingungen des Weltmarkts ausgesetzt sind, während Europa und die USA ihre Agrarproduktion subventionieren. 

Insgesamt hat die Globalisierung Südostasien genützt. Zwar entstanden neue Probleme, aber insgesamt hat der Wohlstand zugenommen. 

Die Globalisierung hat die Tigerstaaten aber auch in neue Abhängigkeiten getrieben. Die relativ kleinen Volkswirtschaften der Region sind in sich zu schwach. Geht es den Großen, insbesondere dem Hauptkunden USA, gut, geht es auch den Tigerstaaten gut. Geht es den Großen aber schlecht, brechen die Märkte der Staaten Südostasiens ein. Wenn die USA husten, bricht im Fernen Osten das Fieber aus. Auch das ist Globalisierung. 


Entwicklungspolitik 

  

„Wenn es das Ministerium nicht gäbe, müsste es erfunden werden“ 

  

Nicht die Art der Hilfe, sondern ihre Höhe gilt als das Problem. 


Von Martin Reim 


   
(SZ vom 15.09.2001) Beobachter sind sich einig, dass für die gestiegene Zahl an Aufgaben viel mehr Geld nötig wäre – doch der Etat soll schrumpfen 

Im Jahr 1970 stimmten fast alle Industrieländer einer viel beachteten Resolution der UN-Vollversammlung zu: Sie sollten jährlich 0,7 Prozent ihrer Wirtschaftsleistung in öffentliche Entwicklungshilfe stecken. 

1982/83 erreichte die Bundesrepublik, die sich diesem Ziel verpflichtet hatte, einen Wert von 0,48 Prozent – so viel wie nie zuvor in ihrer Geschichte, aber immer noch weit weniger als beschlossen. 

Seitdem ging es per Saldo abwärts; in den beiden vergangenen Jahren erreichte Deutschland gerade mal Quoten von 0,26 und 0,27 Prozent. 

Zwischen Anspruch und Wirklichkeit

All diese Zahlen illustrieren den Unterschied zwischen Anspruch und Wirklichkeit in der Entwicklungpolitik. Denn verbal hatte die Zusammenarbeit mit den Ländern der so genannten Dritten Welt einen hohen Stellenwert bei diversen Bundesregierungen – insbesondere bei der jetzigen. 

So wurde im Vertrag für die Koalition von SPD und Grünen das 0,7-Prozent-Ziel explizit bestätigt und erklärt, man werde „den Abwärtstrend des Entwicklungshaushaltes umkehren“. 

Fakt ist, dass im Entwurf für den Bundeshaushalt 2002 der Etat des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im Vergleich zum Vorjahr um 200 Millionen DM zusammengekürzt wurde. 

Erbitterter Widerstand 

Dieser Schrumpfkurs ist aus Sicht schon des Ministeriums falsch. Seine Leiterin Heidi Wieczorek-Zeul (SPD) leistete zwar erbitterten, doch erfolglosen Widerstand und soll laut Presseberichten anschließend im kleinen Kreis über ihren Rücktritt nachgedacht haben. 

Heftige öffentliche Kritik kommt von Gruppen, die üblicherweise den Globalisierungsgegnern zugerechnet werden – beispielsweise vom Verein „Weed“, der sich mit Weltwirtschaft, Ökologie und Entwicklung beschäftigt. 

Vorstandsmitglied Jens Martens nennt es einen „Skandal“, dass gegen den Koalitionsvertrag verstoßen werde. Eine Erhöhung der Mittel ist aus seiner Sicht dringend geboten, „weil sich Globalisierung nur dann gerechter gestalten lässt, wenn sie durch Entwicklungspolitik unterstützt wird“. 

Besonders fatal an dem jahrzehntelangen Sparen ist, dass die inhaltlichen Ziele der Entwicklungspolitik gleichzeitig immer höher gesteckt und immer komplizierter wurden. So förderte das 1961 gegründete Ministerium in seiner Frühzeit fast ausschließlich einzelne Projekte – Brunnen, Brücken und Stahlfabriken. 

„Damals war man der Meinung, dass den Entwicklungsländern nur ein bisschen Kapital und ein paar Straßen fehlen“, sagt Abteilungsleiter Michael Hofmann. 

„Globale Strukturpolitik“

Jetzt heißt es im Koalitionsvertrag, es werde „globale Strukturpolitik“ betrieben. Deren Ziel sei es, die wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und politischen Verhältnisse in Entwicklungsländern zu verbessern. 

Teil dieses Bemühens ist der Kampf gegen die Armut und insbesondere für eine Entschuldung der am stärksten betroffenen Länder. Eine internationale Geber- und Gläubigergemeinschaft unter Einschluss Deutschlands hatte beschlossen, dass mehrere Dutzend Staaten in den Genuss eines solchen Erlasses kommen sollen. 

Aus dem Haushalt des Ministeriums fließen deshalb über mehrere Jahre insgesamt 150 Millionen DM in einen Treuhandfonds der Weltbank; darüber hinaus beteiligt sich der Bund am Beitrag der Europäischen Union für den Fonds. 

„Es ist richtig zu versuchen, bei der Lösung der weltweiten Probleme mitzuarbeiten“, meint Dirk Messner, wissenschaftlicher Geschäftsführer des Instituts für Entwicklung und Frieden an der Universität Duisburg. 

Neben der Armut nennt er als Beispiele Klimaveränderung, Wanderungsbewegungen oder bewaffnete Konflikte. Allerdings hält der Wissenschaftler die beschworene Umorientierung auf eine globale Strukturpolitik so lange für „nicht glaubwürdig“, wie sie nicht von einem wesentlich stärkeren Mittelzufluss begleitet ist. 

So sei die Armutsbekämpfung – etwa die Förderung von Ausbildung, Gesundheit und sozialer Absicherung – ohne erheblichen finanziellen Aufwand „nicht zu machen“. 

Mehr Geld wäre, so zeigt sich Messner überzeugt, beim BMZ gut aufgehoben: „Die deutsche Entwicklungshilfe hat international einen guten Ruf. Was sie tut, ist zumeist gut in den Empfängerländern verankert; die technische Umsetzung und die spätere Kontrolle kann sich durchaus sehen lassen. 

Angesichts der Anforderungen der Globalisierung könnte man überspitzt sagen: „Wenn es das Ministerium nicht gäbe, müsste man es erfinden.“ 

Im Detail spart der Wissenschaftler allerdings nicht mit Kritik. Beispielsweise müsste nach seinen Worten die Abstimmung zwischen den Ministerien, die ebenfalls in dem Politikbereich tätig sind, wesentlich verbessert werden – „von den Finanzen über das Auswärtige Amt bis hin zur Landwirtschaft“. 

Frage nach Prioritäten 

Weiterhin ist laut Messner die Armutsbekämpfung zu sehr in den Vordergrund gerückt. So werde die Hilfe für die Schwellenländer – etwa Brasilien, China oder Indien – eher abgebaut. „Die dürfen wir nicht aus den Augen verlieren.“ 

Das BMZ selbst versichert, dass es sich dieser Schwierigkeit bewusst sei. „Wir müssen schon allein deshalb mit den Schwellenländern kooperieren, weil ein Drittel der Ärmsten dieser Welt dort leben“, erklärt Abteilungsleiter Hofmann. 

Genau entgegengesetzt wie Messner argumentiert der Weed-Vertreter Martens. Aus seiner Sicht ist jener Teil der BMZ-Mittel, der in die ärmsten Länder fließt, immer noch zu klein. „Ich erkenne hier noch keine grundsätzliche Änderung der Grundeinstellung.“ 

Er hält grundsätzlich die Prioritäten der Hilfe für noch zu stark von „außenpolitischen und außenwirtschaftlichen Überlegungen“ geprägt.Allerdings gesteht Martens zu, dass es einige Veränderungen „auf dem richtigen Weg“ gegeben habe. So wird das BMZ einen Beschluss der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) über die so genannte Lieferbindung umsetzen. 

Demnach soll es für die ärmsten Länder keine Verpflichtung mehr geben, mit ihren Entwicklungsgeldern ausschließlich Firmen aus dem Geberland zu beauftragen. Ausgenommen ist lediglich die technische Zusammenarbeit und die Nahrungsmittelhilfe. Für Empfängerländer deutscher Hilfe, die nicht zu den Ärmsten der Armen gehören, galt die Lieferbindung schon seit 1978 nicht mehr. 

Verschuldungsspirale

Weiterer Kritikpunkt Martens’ ist beispielsweise, dass noch nicht alle Mittel als Zuschüsse, sondern manche noch als Darlehen gewährt werden. „Kredite treiben letztlich nur die Verschuldungsspirale nach oben.“ 

Das „Grundproblem“ in der Entwicklungspolitik sei jedoch nicht die Art der Hilfe, sondern die zu geringe finanzielle Ausstattung. Der Weed-Vertreter glaubt, das staatliche Sparen an dieser Stelle sei aus Sicht der Wähler gar nicht angebracht: „Wenn man Umfragen trauen darf, ist die Bevölkerung gegenüber Entwicklungspolitik sehr positiv eingestellt.“ 

Trotzdem sei es unrealistisch zu erwarten, dass die öffentlichen Mittel bald wesentlich aufgestockt würden. Unter anderem deshalb schließe sich Weed den Forderungen an, weltweit eine zweckgebundene Steuer auf Devisenumsätze – die so genannte Tobin-Steuer – einzuführen. 

Martens: „Damit könnte man zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen: Die Devisenspekulationen würden eingeschränkt, und die zusätzlichen Mittel könnten dorthin fließen, wo sie am nötigsten sind – in die armen Länder.“ 

Generell zeige die Diskussion um Entwicklungspolitik, dass viele Gruppen nicht die Globalisierung an sich bekämpfen, sondern lediglich ihre jetztige Form, die in vielem von der Vorstellung geprägt ist: weniger Staat, mehr Markt. 

So verwundert es kaum, dass die Klage über zu wenig Mittel einhellig ist – egal ob man mit Vertretern des Ministeriums, mit unabhängigen Experten oder mit so genannten Globalisierungsgegnern spricht. „Wir müssen immer bremsen und fragen: ,Geht es nicht auch mit weniger?’“, sagt Michael Hofmann, Abteilungsleiter im BMZ. 

„Die Aufgaben sind gewachsen, während die Mittel schrumpfen. Das kann auf Dauer nicht gutgehen“, erklärt „Das Grundproblem ist die mangelnde Quantität der Hilfe“, betont 
Angst vor Verwestlichung 

  

Der Islam in der Globalisierung 

  

Viele Türken machen die Weltwirtschaft für Probleme verantwortlich. 


Von Christiane Schlötzer 


   
(SZ vom 19.09.2001) - Das türkische Kino hat selten einen Welterfolg, türkische Teegläser mit typisch schlankem Hals kommen außer Mode, „und überall gibt es McDonalds, wir sind amerikanisiert“, klagt die Istanbuler Journalistin Nilüfer Kuyas. 

Beschwerden über den Verlust der eigenen Kultur sind auch in Frankreich oder Italien gängiger Bestandteil der Kritik an der wirtschaftlichen Globalisierung. 

In islamisch geprägten Kulturen mischt sich diese Kritik noch mit der Angst vor „Verwestlichung“, die mit moralischer Dekadenz gleichgesetzt wird. 

Verschwörungstheorien

Ein aggressiver und schrankenloser Konsumkapitalismus, vor allem amerikanischer Prägung, wird dabei häufig zugleich für eigene Leiden und wirtschaftliche Mängel verantwortlich gemacht. 

Verschwörungstheorien, im Nahen Osten ohnehin sehr beliebt, machen auch vor der Ökonomie nicht halt. 

Für Nilüfer Kuyas ist dies zu einfach. Die türkische Kultur werde, so Kuyas auf einem Symposium der Konrad-Adenauer-Stiftung in Istanbul, nicht durch die Globalisierung oder durch den Westen bedroht, „sondern vielmehr durch die falsche Wirtschaftspolitik der Türkei sowie ihre falsche Bildungs- und Kulturpolitik“. 

Hausgemachte Krise

Tatsächlich hat die türkische Krise nichts mit dem Islam zu tun. Missmanagement, Korruption und die Abhängigkeit eines quasi bankrotten Staates von den Krediten privater Banken kulminierten im Februar dieses Jahres in einem großen Währungscrash.

Die Krise ist also weitgehend hausgemacht, und ihre Folgen treffen tückischerweise vor allem jene, die schon vorher nur für den heimischen Markt produziert haben.

Exportorientierte Unternehmen, Devisenbesitzer und die großen türkischen Konglomerate, wie Koc und Sabanci, die sich in den globalen Markt eingeklinkt haben, haben die Krise weit besser überstanden. 

Heimische Märkte brechen weg

Die türkischen Exporte in Länder der EU haben während der vergangenen sechs Monate sogar um 14 Prozent zugenommen. Der heimische Markt dagegen ist in vielen Branchen weggebrochen, und dies traf insbesondere Klein- und Klein- und Mittelbetriebe. 

Ein Unternehmer aus der Elektrobranche etwa erzählt, wie ärgerlich es sei, dass seine Firma sich nicht rechtzeitig um ein europäisches Qualitätssiegel für ihre Produkte bemüht habe. 

Grund für die Zögerlichkeit war ein Generationenkonflikt. Der Vater, der den Betrieb einst gründete, war gegen das Experiment mit dem Export - mit weltanschaulichen Überzeugungen hatte dies nichts zu tun.

Zinsverbot im Koran

Die Türkei ist von ihrer Staatsverfassung her kein islamisches Land, aber es gibt auch dort Unternehmer, die sich von religiösen Prinzipien leiten lassen. 

Als hervorstechendes Merkmal solchen Wirtschaftens gilt das Zinsverbot, das im Koran mehrfach erwähnt wird. 

Allerdings ist umstritten, ob der Prophet Mohammed, der selbst ein Händler war, damit nur das Verbot von Wucherzinsen meinte oder Zinsgeschäfte generell untersagen wollte. 

Mit theologischer Raffinesse erfanden Rechtsgelehrte aber Tricks, mit denen sich das Verbot umgehen lässt. 

Eher moderner Natur sind religiöse Gutachten, die sich etwa eine türkisch-islamische Holding über das Produkt Coca Cola machen ließ, um das Getränk wegen seines geringen Alkoholgehalts in der islamischen Zeitung Türkiye Gazetesi verteufeln zu können. 

Später stieg die Holding, zu der auch das Blatt Türkiye gehört, selbst in die Produktion weltanschaulich korrekter Limonade ein. 

„Wir sind die Big Boys“

Statt Zinsen bieten islamische Unternehmen Gewinnbeteiligungen an. Auch damit lassen sich grenzüberschreitende Geschäfte machen. 

So haben türkische Arbeitnehmer in Deutschland mit ihren Ersparnissen geholfen, in der Türkei den „Anatolischen Tigern“ den Rücken zu stärken. 

Wie jene zu beachtlichem Erfolg aufgestiegenen Firmengruppen arbeiten, beschreibt ein Mitglied des Verbandes MÜSIAD (Unabhängiger Industriellen- und Unternehmerverband), ein Zusammenschluss islamisch geprägter Firmen: „Wir erhalten die Ware eines MÜSIAD-Mitglieds ohne irgendeine Sicherheitsleistung, exportieren sie und zahlen, sobald der Importeur leistet. Hier herrschen Vertrauen, Aufrichtigkeit und Brüderlichkeit.“ 

Mit MÜSIAD, so schreibt der Islamexperte Günter Seufert, hat sich „der gläubige Mittelstand eine eigene ökonomische Organisation geschaffen“ – und ein Gegenstück zu TÜSIAD (Türkischer Industriellen- und Unternehmerverband). 

TÜSIAD-Leute wie Cem Duna sagen ohne jede Scheu: „Wir sind die Big Boys.“ 

"Kapital ist weder grün noch rot"

Die Aufteilung funktioniert aber nicht nur ökonomisch, sondern auch politisch: Die Kleinunternehmer tendieren eher zu dem Konservativen, TÜSIAD dagegen ist zu einem Sprachrohr einer demokratischen Liberalisierung geworden. 

Kapital ist Kapital, es sei weder „grün“ (islamisch) noch rot, sagt Seufert. 

Die muslimische Mittelklasse Anatoliens sei ebenso auf der Suche nach Kapital wie andere wirtschaftliche Akteure. Und mit Gewinnbeteiligungen locken schließlich auch amerikanische Banken. 

Die islamische Weltkonferenz mit Sitz im saudiarabischen Dschidda umfasst 55 Staaten mit überwiegend muslimischer Bevölkerung. 

Die maßgeblichen Kräfte dieses Blocks, Saudi-Arabien oder die Vereinigten Arabischen Emirate, sind keine Gegner der Globalisierung. 

Habenichtse

Im Gegenteil, sie gehören zu den Triebkräften, schließlich liefern sie mit ihrem Erdöl dazu das Schmiermittel und verdienen entsprechend daran. Globale Transporte zu vertretbaren Kosten sind ohne diesen Rohstoff undenkbar. 

Viele muslimische Länder, von Pakistan bis Somalia, ringen dagegen mit großen ökonomischen Schwierigkeiten oder gehören gleich ganz zu den Habenichtsen. 

Von dem politisch und wirtschaftlich zerschundenen Afghanistan ganz zu schweigen – ein Land von Kriegen zerschmettert, regiert von Warlords, die sich einen islamischen Mantel übergeworfen haben. Der in Ägypten geborene Historiker Eric Hobsbawm fürchtet in seinem Betrachtungen über das 21.

Angst vor "unaussprechlichem Desaster"

Jahrhundert „eine Mischung aus Privatkriegen und Kriegen zwischen Staaten“ in Regionen, in denen der Staat deutliche Auflösungserscheinungen zeigt. 

Parallele Entwicklungsstufen 
In einigen Ländern, etwa in der Türkei, laufen die Modernisierungsprozesse nicht parallel. Das Land erlebt gleichzeitig verschiedene Entwicklungsstufen. Dies sorgt für Spannungen. 

TÜSIAD-Mann Cem Duna hofft daher, dass die Reaktion der Vereinigten Staaten und des Westens insgesamt auf die Terroranschläge in New York und Washington nicht so ausfällt, dass es zu einer „Polarisierung entlang kultureller und regionaler Strömungen kommt“. 

Ein militärischer Angriff in der Nachbarschaft der Türkei, dem Schnittpunkt zwischen West und Ost, könnte, so ein anderer TÜSIAD-Spitzenmann, „zu einem unaussprechlichen Desaster“ führen.
Devisenumsatzsteuer 

  

James Tobin und das große Missverständnis 

  

Globalisierungsgegner kämpfen für die Tobin-Steuer, die mit der Idee des Erfinders nicht mehr viel zu tun hat. 


Von Nikolaus Piper 


   
Auf der Tagesordnung der Wirtschafts- und Finanzminister der EU, die an diesem Wochenende in Lüttich stattfindet, steht der Vorschlag für eine Steuer auf alle Devisenumsätze. 

Das ist zwar nur Theaterdonner, denn kein europäischer Politiker will derzeit eine solche Steuer wirklich einführen. 

Doch allein, dass über die so genannte Tobin-Steuer offiziell diskutiert wird, ist ein Erfolg für die Globalisierungsgegner. 

Die veranstalten parallel zur Ministertagung in Lüttich einen Kongress, um „Druck zu machen“ für diese Steuer. Deren wichtigste Gruppe hat sie sogar in den eigenen Namen eingebaut: Association pour une Taxation des Transactions financières pour lAide aux Citoyens (Vereinigung für die Besteuerung von Finanztransaktionen im Interesse der Bürger), kurz: Attac. 

Karriere der Tobin-Steuer

Die Karriere der Tobin-Steuer ist eine der erstaunlichsten Entwicklungen in der ökonomischen Dogmengeschichte. 

Sie beginnt Anfang der siebziger Jahre. Am 15. August 1971, einem Sonntag, gab der damalige amerikanische Präsident Richard Nixon bekannt, dass die Vereinigten Staaten ab sofort nicht mehr Gold zum festgesetzten Preis gegen Dollar verkaufen würden. 

Damit war das Nachkriegs-Währungssystem faktisch zusammengebrochen, das die Alliierten im Juli 1944 in Bretton Woods (New Hampshire) beschlossen hatten. 

In diesem System waren alle Währungen durch feste Kurse an den Dollar und dieser an das Gold gekoppelt. Ein Vierteljahrhundert hatte das System gehalten, bis es schließlich durch die Inflation im Gefolge des Vietnam-Krieges gesprengt wurde. Seit 1973 sind die Kurse zwischen den wichtigsten Währungen prinzipiell frei. 

Die Konsequenzen

Mit den Konsequenzen flexibler Wechselkurse setzte sich 1971 auch ein damals 53 Jahre alter Ökonom von der Yale-Universität auseinander: James Tobin, der zehn Jahre später den Wirtschafts-Nobelpreis bekommen sollte. 

In einem Vortrag vor der Princeton-Universität entwickelte er kurz die Idee einer internationalen Steuer auf jeden Kauf und Verkauf von Währungen (Devisen). 

Diese sollte so bemessen werden, dass der internationale Handel unberührt bleibt, die heiße Spekulation jedoch behindert wird. 

Dadurch, so hoffte Tobin, würden Angriffe von Spekulanten auf einzelne Währungen unterbleiben. Notenbanken müssten Kurse nicht mehr durch Zinserhöhungen verteidigen, deren Effekte die heimische Wirtschaft schädigen. 

Spielraum für die Zentralbank

1978 formulierte Tobin seinen Vorschlag im Detail aus. Der Satz sollte 0,05 Prozent betragen und weltweit erhoben werden. 

Wie er sich die Wirkungen vorstellte, erläuterte Tobin jetzt in einem Beitrag für die Financial Times Deutschland: „Bei einem einmaligen Transfer ist eine Steuer von 0,05 Prozent zu vernachlässigen, aber wenn man sie einmal pro Woche bezahlen muss – weil die Spekulation häufige Transaktionen erforderlich macht –, sinkt die jährliche Rendite um 2,5 Prozent. Dieser Puffer lässt der Zentralbank Spielraum für die Geldpolitik.“ 

Um Tobin zu verstehen, muss man jedoch noch ein wenig weiter zurück blicken, und zwar auf Tobins Vorbild, den großen Ökonomen John Maynard Keynes. 

Im zwölften Kapitel seines Hauptwerkes Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes schlägt Keynes eine allgemeine Steuer auf alle Börsengeschäfte vor. 

Der Spekulant Keynes 

Nach Keynes’ Theorie sind es die langfristigen Erwartungen der Unternehmer, die zu Investitionen führen und so für Wohlstand sorgen. 

Die kurzfristigen Erwartungen jedoch, auf die es an den Börsen ankommt, sind ganz anderer Natur. „Das Spiel mit der professionellen Geldanlage ist unerträglich langweilig und anstrengend, wenn einem der Spielerinstinkt völlig abgeht“, schrieb Keynes, der selbst ein erfolgreicher Spekulant war. 

„Spekulanten schaden nicht, so lange sie Luftblasen auf einem stetigen Strom unternehmerischer Investitionen sind. Die Lage wird ernst, wenn das Unternehmertum zur Blase in einem Strudel der Spekulation wird.“ 

Man sei sich doch einig, so schrieb Keynes weiter, dass man den Zugang zu Spielcasinos nicht zu einfach machen sollte. Das gelte auch für Börsen. 

Der Ökonom legt den Schluss nahe, dass es auch deshalb zum Börsenkrach von 1929 gekommen ist, weil die Wall Street praktisch jedem Amerikaner offen stand. 

An diese Gedanken knüpfte Tobin an: Er wollte die kurzfristigen Transaktionen auf den Devisenmärkten verteuern, um den Strom der ökonomisch sinnvollen Investitionen von Störungen frei zu halten. Anders ausgedrückt: Tobin wollte die Globalisierung nicht behindern, sondern fördern. Nur gab es eben den Begriff in den siebziger Jahren noch nicht. 

Vehikel der Systemkritik 

Nach 1978 wurde der Vorschlag des Ökonomen erst einmal vergessen. Das Meinungsklima hatte sich gedreht: Die Keynesianer waren auf dem Rückzug, und die Monetaristen aus der Schule des Nobelpreisträgers Milton Friedman aus Chicago bestimmten die Politik der Notenbanken. 

Nach deren Meinung sind flexible Wechselkurse und freie Devisenmärkte die Grundvoraussetzung für eine vernünftige Geldpolitik. 

Erst 1995 wurde die Tobin-Steuer wieder entdeckt: Ein Symposium der Vereinten Nationen schlug die weltweite Einführung einer solchen Steuer vor, wobei die UN-Experten weniger die Wirkung der Steuer als viel mehr ihr Ertrag interessierte – er sollte nach ihren Vorstellungen den Entwicklungsländern zugute kommen. 

Wenig später wurde die Tobin-Steuer zu einem Vehikel der Systemkritik unter französischen Intellektuellen. Nach Ausbruch der Asienkrise gründeten sie 1998 in Paris die Gruppe Attac, die heute die stärkste unter den friedlichen Globalisierungsgegnern ist. 

Attacs Ziele haben mit denen Tobins nichts mehr zu tun. Der Ökonom distanzierte sich daher auch von der Gruppe in Interviews und Zeitungsbeiträgen. 

Macht der Finanzwelt 

„Der Kampf für die Besteuerung von Transaktionen auf Devisenmärkten beruht auf der Einsicht, dass die Macht der Finanzwelt gebrochen und erneut auf internationaler Ebene eine staatliche Regulierung eingeführt werden muss.“ 

So heißt es in einer Broschüre des französischen Wirtschaftsprofessors Francois Chesnais, der auch Beiratsmitglied von Attac ist (Tobin or not Tobin, UVK-Verlag Konstanz). Notwendig sei auch eine Steuer auf Auslandsinvestitionen. 

Die Attac-Mitglieder wüssten im übrigen, „dass die Kampagne zur Einführung der Tobin-Steuer in erster Linie von didaktischem Wert ist“. Sie ist mit anderen Worten, nur ein Mittel der Kapitalismus-Kritik. 

Aber auch wenn man die Devisenumsatzsteuer im Sinne ihres Erfinders begreift, gibt es erhebliche Einwände dagegen: Sie hat nur Sinn, wenn auch die letzten Steueroasen ausgetrocknet werden. 

Würde Europa alleine einen Vorstoß wagen, dann würde dies nur zur Umleitung von Kapital führen. Außerdem könnten die großen Banken die Steuer umgehen, indem sie verstärkt den Devisenhandel im eigenen Unternehmen abwickeln. 

Und schließlich sind manche kurzfristige Spekulationsgeschäfte heute ökonomisch sehr sinnvoll. Sie dienen zum Beispiel dazu, Wechselkursrisiken bei Exportgeschäften abzusichern. Würden sie erschwert, würde auch der normale Warenaustausch darunter leiden. 

James Tobin selbst hält an seinem Vorschlag fest. Ein Teil der Voraussetzungen, unter denen er ihn ursprünglich entwickelt hat, ist inzwischen allerdings hinfällig geworden. 

Mit dem Euro ist eine neue Weltwährung entstanden, die für Spekulation viel weniger anfällig ist als es die einzelnen europäischen Währungen waren. Die Aussage des deutschen Finanzministers Hans Eichel ist nicht ganz abwegig: „Unsere Tobin-Steuer heißt der Euro.“ 
Welthandelsorganisation 

  

Institution zur Zähmung der Wirtschaftsmacht 

  

Entgegen weit verbreiteter Meinung schaden die Regeln der WTO nicht den schwachen Staaten. 


Von Marc Beise 


   
(SZ vom 26.09.2001) Seit langem schon bereiten 142 Staaten dieser Welt eine neue Welthandelsrunde vor, doch deren Start verzögert sich weiter. 

Froh sind darüber vor allem die Globalisierungsgegner – ohne sich allerdings die Blockade selbst auf die Fahnen schreiben zu können. 

Denn dass die von Handelsexperten mit Spannung erwartete Ministerkonferenz im Ölstaat Katar vielleicht verschoben werden wird, erklärt sich nicht aus angekündigten Protestaktionen. Es hängt mit der wachsenden Bedrohung durch den Terrorismus zusammen. 

Noch ist das Treffen in Katar auf die Tage vom 9. bis zum 13. November terminiert, doch gilt der Konferenzort in der Golfregion vor dem Hintergrund der erwarteten amerikanischen Militärschläge gegen den internationalen Terrorismus und dessen Gaststaaten sowie möglicher Reaktionen der Angegriffenen derzeit als zu gefährlich, vor allem für die Delegationen aus den USA und aus Israel. 

Festung in Seattle 

Die Verzögerung wäre nicht die erste. Bereits vor einem Jahr hatten die Handelsminister aus aller Welt mit ihren vielhundertköpfigen Stäben in Seattle im amerikanischen Nordwesten zusammengesessen, um eine neue Welthandelsrunde einzuläuten. 

Der Anlauf scheiterte – auch damals übrigens nicht an den Globalisierungsgegnern. Zwar drückten diese dem Treffen in der zur Festung verbauten US-Großstadt mit zum Teil gewalttätigen Protesten ihren Stempel auf. 

Entscheidend für den Misserfolg aber war letztendlich die Uneinigkeit der Staatenvertreter, die sich – in fensterlosen Konferenzsälen sorgfältig abgeschirmt vor den Krawallen der Demonstranten draußen auf der Straße – partout nicht auf eine Agenda für die geplante Welthandelsrunde einigen konnten. 

Mächtige Gegner 

Dennoch ist die Anti-Freihandels-Bewegung nicht ohne Macht, ihr Einfluss auf die öffentliche Meinung nimmt vielmehr stetig zu. Die Argumente der Globalisierungsgegner beziehungsweise -mahner, von denen sich die konstruktiven in zahlreichen so genannten Nichtregierungsorganisationen zusammengeschlossen haben, bekommen wachsenden Zulauf. 

Ihre Kernthese lautet: Handelsliberalisierung – also der fortschreitende Abbau von Handelschranken und nationalen Sonderregelungen – ist eine Veranstaltung im Interesse der reichen Staaten und der Multis zu Lasten der Dritten Welt. 

Globalisierung, so glauben deren Gegner, schade den Entwicklungsländern, den Arbeitern und der Umwelt. Und als Sündenbock eignet sich niemand besser als die Welthandelsorganisation (WTO) selbst. 

Ein großes Missverständnis. Denn das Regelwerk für einen freien Welthandel schadet in der Summe nicht den Kleinen, sondern es beschränkt die Macht der Großen. 

Nicht von ungefähr sind auch die einflussreichsten Gegner des Freihandels nicht etwa die Demonstranten von Seattle, Göteborg oder Genua, sondern die Handelsnationen selbst – allen voran kurioserweise die USA. 

Obwohl sie bei ihren linken Kritikern in dem Ruf stehen, mittels Organisationen wie Internationalem Währungsfonds (IWF), Weltbank und Welthandelsorganisation den eigenen Profit zu mehren und weite Teile der Welt in Armut zurückzulassen, stehen ausgerechnet die Vereinigten Staaten der WTO traditionell ziemlich argwöhnisch gegenüber. 

Amerika hat richtig erkannt, dass es sich eben nicht um eine Institution zur Unterdrückung der Entwicklungsländer handelt, sondern um eine Organisation zur Zähmung der wirtschaftlichen Großmächte. 

Vorläufer GATT 

Dies zu verstehen, hilft ein Blick in die Entstehungsgeschichte dieser World Trade Organization. 

Die WTO ist eine noch junge Einrichtung, die – verwechslungsträchtig – ihr Kürzel mit der viel älteren Welttourismus-Organisation teilt. Ihre Vorläufer reichen bis in die unmittelbare Nachkriegszeit zurück. Damals, am 30. Oktober 1947, hatten 23 Staaten gemeinsam das General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) gegründet, das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen. 

Der komplizierte Name erklärte sich aus einer nicht minder komplizierten rechtlichen Struktur. 

Denn bereits wenige Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg war die Aufbruchstimmung bereits wieder abgeflaut, mit der US-amerikanische und britische Wissenschaftler und Politiker (darunter maßgeblich John Maynard Keynes) zu Beginn der 40er Jahre den faschistischen und kommunistischen Diktaturen in West und Ost das Modell einer freien Weltwirtschaft hatten entgegensetzen wollen. 

Die Kraft reichte gerade noch zur Etablierung von IWF und Weltbank aus, aber eine regelrechte Welthandelsorganisation schien dem amerikanischen Kongress ein viel zu weit reichender Eingriff in die Souveränität der Nationalstaaten. 

Der vorläufige Kompromiss: Das GATT als einfacher völkerrechtlicher Vertrag sollte die in den Verhandlungen bereits erreichten Zollabbau- und Handelszugeständnisse provisorisch bis zur späteren Gründung einer Organisation festschreiben. 

Eine Erfolgsgeschichte 

Was dann folgte, war eine Erfolgsgeschichte sondergleichen. Es gibt wohl keine andere internationale Organisation, die sich auf beinahe nicht existenter institutioneller Grundlage dennoch als so dauerhaft erwiesen und kraftvoll entwickelt hat wie das GATT. 

Das Abkommen hat Handelskriege minimiert und gemäß der Idee seiner britisch-amerikanischen Vordenker den weltweiten Wohlstand gefördert. 

Das Welthandelsvolumen ist von rund 30 Milliarden US-Dollar auf heute mehr als 5,6 Billionen US-Dollar gestiegen. Für die (im Westen) vorherrschende neoliberale Meinung in der Wirtschaftswissenschaft ist dies kein Wunder: Freihandel schafft, kurz gesagt, Wohlstand. 

Protektionismus – also das Abschotten der eigenen Märkte – bewirkt das Gegenteil. Das gilt auch für die Dritte Welt: Freihandel bietet bessere Chancen für ein aufholendes Wirtschaftswachstum in den Entwicklungsländern. 

Dieses Wachstum wiederum ist das wirksamste Element einer Strategie der Armutsbekämpfung. 

Gemäß dieser Philosophie hat das GATT über mehr als 50 Jahre in acht jeweils mehrjährigen Verhandlungsrunden, die stets Namen der Initiatoren oder eines Konferenzstaates erhielten, die Liberalisierung des internationalen Handels vor allem mit Waren vorangetrieben. 

Zuletzt geschah dies in der Uruguay-Runde von 1986 bis 1994. Und zum 1. Januar 1995 gelang es den mittlerweile 117 Mitgliedsstaaten endlich, das Welthandelssystem auch institutionell zu verfestigen. 

Nord/Süd-Gegensatz 

Die Handelsrunden, vor allem die bisher jüngste, dauerten deshalb so lange, weil ein erbittertes Feilschen der Handelsdiplomaten aus allen Ländern, wer wem welche Marktöffnungen einräumen sollte, den Abschluss immer wieder verzögerten. 

Zwar machte sich mit dem wachsenden Selbstbewusstsein insbesondere der großen Entwicklungsländer (zum Beispiel Brasilien oder Indien) auch ein gewisser Nord/Süd-Gegensatz bemerkbar. 

Entscheidend für Erfolg oder Misserfolg der Runden aber waren stets die Kämpfe innerhalb des Industrieländer-Lagers. 

Namentlich die Wirtschafts-Supermacht USA, mit wachsender ökonomischer Bedeutung aber auch die Europäische Union, verhandelten gnadenlos um die eigenen Vorteile. 

Immer wieder kam es zu kleineren bilateralen Handelskriegen, die erst recht die Notwendigkeit eines multilateralen Regelwerks deutlich machten. 

Dies in der Tat ist die besondere Bedeutung der WTO: Sie schafft völkerrechtliche Normen dafür, wie Handelskonflikte geordnet und fair ausgetragen werden können. Die entsprechenden Strukturen – etwa das mehrstufige Streitschlichtungsverfahren – sind zugegebenermaßen unvollkommen; einen internationalen Gerichtsvollzieher gibt es nicht. 

Die Regeln und Beschlüsse der Schiedsgerichte taugen deshalb nur, solange die Staaten grundsätzlich bereit sind, sich ihnen zu unterwerfen; mit dieser Einschränkung allerdings wirken sie ziemlich gut. 

Neue Handelsrunde 

Aus all diesen Gründen sind sich die Handelsexperten weltweit weitgehend einig, dass der Uruguay-Runde und der Gründung der WTO als Organisation eine neue Handelsrunde folgen sollte, die insbesondere die weitere Liberalisierung und bessere Regeln für den erst unvollkommen einbezogenen Bereich der Dienstleistungen ergeben müsse. 

Erst recht fehlen vergleichbare Regeln für den Kapitalverkehr und insbesondere für die Zulässigkeit grenzüberschreitender Investitionen. 

Hier schrillen bei Freihandelsgegnern sämtliche Alarmglocken: Sie fürchten die weitere Überfremdung nationaler Volkswirtschaften und den Ausverkauf ganzer Staaten der Dritten Welt. 

Andererseits setzen sie zugleich ihre Hoffnung in eine Weiterentwicklung des WTO-Systems, soweit es beispielsweise ein Thema wie Wettbewerbsregeln für multinationale Konzerne betrifft. 

Wie überhaupt die Fronten beim Für und Wider einer Weiterentwicklung des Welthandelssystems durchaus unklar verlaufen. 

Umwelt- und Sozialstandards

So fordern Nichtregierungsorganisationen die Festschreibung von Umwelt- und Sozialstandards („keine Kinderarbeit“), um Auswüchsen eines ungehemmten Freihandels begegnen zu können; teilweise wird darüber bereits im Rahmen der WTO verhandelt. 

Dies verdrießt andererseits viele Entwicklungsländer, für die solche Standards, die reiche Staaten leichter erfüllen können als arme, Trojanische Pferde sind, mit denen der Protektionismus wieder in den Welthandel eingeführt werden soll. 

Im Ganzen gesehen sind viele Politiker und Experten aus Entwicklungsländern anders als viele Globalisierungskritiker der Idee einer sich fortschreitend verfestigenden Welthandelsordnung keineswegs abgeneigt. 

Sie spielen das Spiel mit, und ihr Widerstand von Fall zu Fall zielt darauf, Vorteile für die eigene Seite auszuhandeln. Ohne die WTO herrschte im Welthandel wieder und vor allem das Recht des Stärkeren. 

Dies auch der Protestbewegung zu vermitteln, ist die neue große Aufgabe auch für die Welthandelsorganisation selbst in ihrem repräsentativen Gebäude William Rappard am Ufer des Genfer Sees, in der Nähe des alten Völkerbund-Palastes. 

Vornehme Handelsdiplomaten

Ihr Vorläufer GATT war immer eine verschlossene Organisation vornehmer Handelsdiplomaten, die über die Jahrzehnte hinweg völlig übertriebenerweise fast einen Geheimhaltungskult betrieben hat. Die WTO kann sich diese Exklusivität nicht länger leisten. 

Ihr Management, das derzeit unter der Leitung des bulligen Ex-Gewerkschafters und Ex-Premierministers Mike Moore aus Neuseeland steht, weiß dies, und hat längst reagiert. 

Heute gehen jedenfalls die zur Zusammenarbeit bereiten Nichtregierungsorganisationen in Genf bereits ein und aus. Auf Dauer werden wohl auch andere Globalisierungskritiker lernen, dass es zur WTO keine bessere Alternative gibt
SZ-Streitgespräch 

  

„Die Profite explodieren, die Armen verlieren“ 

  

Eine Aktivistin und ein Ökonom diskutieren über Chancen und Risiken der Globalisierung. 

   
(SZ vom 29.9.) - Schafft die Globalisierung mehr Wohlstand für alle, die sich auf freie Märkte einlassen? Oder führt die rasante Verflechtung der Welt zu Armut, Umweltzerstörung und Terrorismus? Die Aktivistin Susan George und der Ökonom Carl Christian von Weizsäcker streiten sich über US-Vorstandsgehälter, Arbeitslose in Shanghai und den Wunsch nach einem Auto für jeden Inder.

SZ: Frau George, was stört Sie am global expandierenden Kapitalismus? 

George: Die Gehälter der US-Arbeiter sind von 1990 bis 2000 um 37 Prozent gestiegen, die der Bosse um 571 Prozent. Hätten die Arbeiter so einen Zuwachs, verdienten sie 250000 DM im Jahr statt wie heute 50000 DM. Viele bekommen nur den Mindestlohn, der keinen satt macht. Die Globalisierung braucht neue Regeln, sonst gewinnen nur die Reichen. 

Weizsäcker: Sie haben Recht, amerikanische Bosse verdienen zu viel. Aber das ist ein unwichtiges Detail. Ich würde sagen, alle Deutschen profitieren von den heutigen Regeln der Marktwirtschaft. 

Ohne Freihandel und freien Kapitalverkehr wäre der Lebensstandard nur ein Drittel so hoch wie heute. Die meisten Deutschen sind hochqualifiziert, also erzielen sie weit höhere Löhne als bei einem System, das Renditen staatlich begrenzt und den Faktor Arbeit abschottet. 

So ein System würde weltweit die Investitionen und die Verkaufschancen deutscher Maschinen und Autos reduzieren. Qualifizierte Arbeiter hätten viel geringere Verhandlungsmacht als heute, hohe Löhne durchzusetzen. Ich habe eine kleine Firma in München. Wir suchen seit Jahren qualifiziertes Personal. 

George: Die deutschen Arbeiter verdanken ihren hohen Lebensstandard doch nicht der Globalisierung, sondern ihrem Kampf um höhere Löhne... 

Weizsäcker: ...nein, der Qualifikation. 

George: Na gut, auch der, aber vor allem dem Kampf. Das Kapital gibt doch freiwillig nichts her. 

SZ: Wie erklären Sie die amerikanischen Einkommensunterschiede, Herr von Weizsäcker? 

Weizsäcker: Die USA sind das, was wir bald sein werden: ein Einwanderungsland. Es wird anders als bei uns viel niedrig qualifizierte Arbeit erledigt. Deshalb sind die Löhne dort niedriger. 

SZ: Finden Sie das gerecht? 

Weizsäcker: Es stimmt, dass Kapital und hochqualifizierte Arbeitnehmer von der Globalisierung am meisten profitieren. Sie können auf billige Arbeitskraft überall auf der Welt zurückgreifen und so die Rendite ihrer Investments oder ihres Arbeitseinsatzes erhöhen. Davon profitiert dann aber die ganze Bevölkerung, denn diese Einkommen bescheren dem Staat hohe Steuereinnahmen, aus denen er viele Leistungen finanzieren kann. 

George: Die Konzerne zahlen doch immer weniger Steuern. Die New York Times nannte neulich 30 große Firmen, die mehrere Jahre nichts zahlten. Ich war entsetzt, als DaimlerChrysler damals keine einzige DM ablieferte. 

Weizsäcker: Das war nur ein Jahr. 

George: Hören Sie auf, eine reiche Firma wie Daimler! 

Weizsäcker: Aber die erzielten in dem Jahr eben keinen Gewinn. 

George: Sie wissen doch genau, wie internationale Konzerne ihre Gewinne verstecken können. Laut Economist stellten die US-Unternehmenssteuern nach dem Zweiten Weltkrieg noch ein Drittel des Steueraufkommens. Heute sind es nur zwölf Prozent. 

Weizsäcker: Früher waren die Löhne so niedrig, dass sie kaum besteuert wurden. Deshalb machen Unternehmenssteuern heute einen geringeren Anteil aus. 

SZ: Wie wirkt sich die Globalisierung auf die Dritte Welt aus? 

George: Das sehen Sie doch. Die Hälfte der Erdbevölkerung lebt von weniger als zwei Dollar am Tag. Ich bin nicht gegen den Markt, er bringt viel Nützliches hervor. Aber er braucht neue Regeln. Heute explodieren die Profite, während die Armen verlieren. 

Weizsäcker: In den Industriestaaten sammeln die Firmen das Kapital für ihr Wachstum bei Anlegern ein. In der Dritten Welt mit ihren unterentwickelten Kapitalmärkten sind – mit Ausnahme von Kapitalimporten – Profite die einzige Finanzquelle. Ein chinesischer Unternehmer finanziert seine Investitionen durch hohe Profite. 

Um Wachstum zu erzeugen, ist also vorübergehend ein höheres Maß an Ungleichheit nötig. Die chinesische Regierung hat das verstanden. Ihre Reformpolitik führt zu einem jährlichen Wachstum von acht bis zehn Prozent, der Lebensstandard steigt. Einem Arbeitslosen in Shanghai geht es heute viel besser als einem Arbeiter unter Mao. 

George: Ich bin froh, dass Sie ausgerechnet dieses Beispiel wählen. China unterdrückt seine Arbeiter. Die Unternehmen bezahlen 50 Pfennig in der Stunde. Fünf Millionen Gefangene schuften im Gulag. Mindestens 150 Millionen Chinesen sind arbeitslos. Vielleicht wären Sie gern Manager in China. Aber Sie möchten dort bestimmt kein Arbeiter sein. 

Weizsäcker: Der wahre Grund für den chinesischen Boom ist, dass das Land die Disziplinierung durch den Weltmarkt akzeptiert. Um im weltweiten Wettbewerb zu bestehen, müssen Sie ihre Waren pünktlich und in guter Qualität liefern. Wer sich auf Exporte verlegt, macht also seine Wirtschaft effizienter. Der Weltmarkt ist die Maschine, durch die ein Land wirtschaftlich wachsen und einen höheren Wohlstand erreichen kann. 

George: Der Vorteil Chinas ist nicht nur seine Effizienz, sondern auch die Unterdrückung seiner Arbeiter: Keine Gewerkschaften, Sonntagsarbeit, Gefängnis für Demonstranten. Das alte Argument Ricardos vom komparativen Kostenvorteil, der zu einer Spezialisierung jedes Landes auf bestimmte Güter und dadurch zu mehr Wohlstand für die ganze Welt führt, ist heute inakzeptabel. 

Denn Ricardo hat sein Argument für eine Welt ohne freien Kapitalverkehr entwickelt. Heute hat jenes Land den größten Vorteil, das seine Arbeiter am meisten unterdrückt, um dem frei strömenden Kapital die besten Bedingungen zu bieten. 

Weizsäcker: Ich glaube nicht, dass der chinesische Erfolg vor allem an der Unterdrückung liegt. Mir sagen meine vielen chinesischen Studenten... 

George: ...wahrscheinlich alles Parteimitglieder? 

Weizsäcker: Es gibt eine breite Mittelschicht, das sind nicht nur Parteimitglieder. Auf jeden Fall sind die Freiheiten heute größer als zu Maos Zeiten. Und es hungert niemand mehr. 

SZ: Andere asiatische Staaten scheinen seit der Krise 1997 nur schwer auf die Beine zu kommen. 

George: Und das liegt an der Weltbank und am Internationalem Währungsfonds! Deren Medizin für die Dritte Welt sind hohe Zinsen, weniger Staatsausgaben, mehr Exporte und so weniger Nahrungsmittelproduktion für das eigene Land. 

Die armen Staaten haben sich auf die selben Exportprodukte konzentriert und deshalb sind die Preise eingebrochen, um 25 Prozent in drei Jahren. Die Asienkrise hat Millionen Arbeitsplätze gekostet. Es gibt keinen einzigen Erfolg der IWF-Politik. Die erfolgreichen Staaten haben sich dem IWF widersetzt und Kapitalkontrollen eingeführt wie Taiwan oder Südkorea. 

Weizsäcker: IWF und Weltbank machen manches falsch. Mein sehr guter Freund, der ehemalige Weltbank-Chefökonom Joe Stiglitz... 

George: ...einer meiner persönlichen Helden... 

Weizsäcker: Also Joe Stiglitz hat einige Fehler aufgezeigt. 

George: Nicht so zaghaft! Darf ich Ihren Freund mal zitieren? „Die Liberalisierung der Kapitalmärkte hat den Menschen nicht nur nicht den versprochenen Wohlstand gebracht, sondern sie hat zu Krisen mit sinkenden Löhnen und steigenden Arbeitslosenraten geführt.“ 

SZ: Was schlagen Sie vor? 

George: Eine neue Politik von IWF und Weltbank, gerade nach den Terror-Attacken auf New York. Wir müssen unabhängiger von arabischem Öl werden und deshalb ein Crash-Programm für Erneuerbare Energien auflegen. Außerdem wäre ich für ein keynesianisches Ausgabenprogramm, um das perverse Wohlstandsgefälle zwischen Arm und Reich zu reduzieren. 

Heute sind drei amerikanische Milliardäre reicher als 46 Staaten zusammen. Dieses Gefälle führt zu Hoffnungslosigkeit, die eine der Brutstätten des Terrors ist. Ohne ein solches Crash-Programm für nicht mehr als 400 Milliarden DM fürchte ich einen ökonomischen und ökologischen Kollaps, wie ich es in meinem Buch beschrieben habe – ich weiß nicht, ob Sie es gelesen haben. 

Weizsäcker: Ich finde Ihr Programm gar nicht falsch, aber wie setzen wir es durch? Wir sollten auf bewährte Rezepte wie Investitionen in der Dritten Welt zurückgreifen. In Mexiko wollen alle bei VW arbeiten, weil VW höhere Löhne zahlt als einheimische Firmen. 

SZ: Was haben Sie gegen solche Mechanismen, Frau George? 

George: Ich habe grundsätzlich nichts gegen Investitionen und freien Handel. Aber seit ich die Regeln der Welthandelsorganisation WTO studiert habe, halte ich die WTO für die größte Bedrohung der Demokratie. Sie erleichtert nicht einfach den Handel, sie verlangt, dass alle Bereiche eines Staats zu Märkten werden. 

Ein Staat kann gezwungen werden, seine Leistungen zu privatisieren. Darauf haben die Konzerne nur gewartet. Der europäische Gesundheitsmarkt ist sechs Billionen DM schwer, der Bildungsmarkt vier Billionen. Die Konzerne wittern ein riesiges Geschäft. Verlierer wären die Bürger. 

Weizsäcker: Wenn die WTO-Regeln wirklich solche Folgen haben können, sollten wir sie ändern. Aber es ist doch oft anders herum. Es gibt viele nationale Regeln, die nur die ausländische Konkurrenz diskriminieren sollen, zum Nachteil des Wettbewerbs und der Menschen. SZ: Manchmal wirkt die globale Kooperation sehr einseitig. Die Industriestaaten bemühen sich stärker um Freihandel als um Klimaschutz. 

Weizsäcker: Es gibt Defizite im Umweltschutz, aber diese haben wenig mit der Globalisierung zu tun. Schauen Sie sich die Umweltsünden des abgeschotteten kommunistischen Ostblocks an. 

SZ: Wird der Planet das Wachstum, das die Globalisierung erzeugt, ökologisch verkraften? 

Weizsäcker: Wollen Sie den Indern sagen: Ihr müsst arm bleiben, damit das Weltklima gerettet wird? Das wird nicht klappen. Der reiche Westen muss sich zu zuerst um Klimaschutz kümmern. Ich weiß nicht, ob Sie mein Buch gelesen haben, aber dort sage ich, dass Wachstum auch positive Effekte auf die Umwelt hat. 

Je höher das Wachstum und somit der Lebensstandard, desto niedriger die Geburtenrate – das hilft der Umwelt direkt. Außerdem führt ein höherer Lebensstandard dazu, dass sich die Leute mit der Umwelt beschäftigen. Vorher versuchen sie erstmal, ihre Grundbedürfnisse wie Essen oder Wohnen zu befriedigen. 

George: Wenn jeder Inder ein Auto fährt, überlebt unser Planet dies nicht. Es sei denn, wir entwickeln schnell bessere Technologien. Deshalb schlage ich ja mein Crash-Programm für Erneuerbare Energien und Anderes vor, finanziert durch eine Tobin-Steuer auf Devisengeschäfte. Die würde gleichzeitig verhindern, dass Spekulanten Währungen und deren Staaten in die Knie zwingen wie bei der Asien-Krise. 

Weizsäcker: Natürlich können Sie irgendwelche Steuern erheben, um Einnahmen zu haben. Aber diese Steuer ist unsinnig. Was machen Banken den ganzen Tag? Sie kaufen, wenn der Dollar fällt, und sie verkaufen, wenn er steigt. So stabilisieren sie die Währung. Eine Steuer würde also die Märkte destabilisieren. 

Wenn Mexiko in eine Krise rutscht, fällt der Peso, das stimmt. Aber er fällt sowieso, weil die Kursentwicklung fundamentale Ursachen hat, etwa schlechte Wirtschaftspolitik. Die Steuer ändert daran nichts. Die meisten Transaktionen auf dem Kapitalmarkt sind nicht spekulativ, sie sichern Risiken ab. 

George: Solche Absicherungsgeschäfte etwa für den Kauf einer Maschine in der Zukunft machen doch nur zwei Prozent der Devisengeschäfte aus. 

Weizsäcker: Sie verstehen nicht, wie Märkte funktionieren. Diese Anleger leisten genau das, was Tobin mit seiner Steuer erreichen will. Sie dämpfen die Wechselkursschwankungen, indem sie billig kaufen und teurer verkaufen. 

George: Man könnte ja Geschäfte in einer bestimmten erwünschten Wechselkursspanne niedrig besteuern und erst außerhalb dieser Spanne richtig zuschlagen. Auf jeden Fall sind die Devisengeschäfte explodiert, ohne dass der Güterhandel vergleichbar zugenommen hat. Früher lagen sie bei 170 Milliarden DM am Tag, heute bei drei Billionen. Wieso? 

Weizsäcker: Computer und Telekommunikation sind sehr billig geworden, das erleichtert die Geschäfte. Entscheidend ist: Die Währungen schwanken seit der Zunahme der Finanztransaktionen nicht stärker, im Gegenteil. 

George: Es wäre doch leichter, einfach zu festen Wechselkursen zurückzukehren wie vor 1972. 

Weizsäcker: Der Euro ist ein institutionalisierter fester Wechselkurs. 

George: Ich bin auch für den Euro. Da sind wir ausnahmsweise mal einig. 

Das Gespräch moderierten Nina Bovensiepen und Alexander Hagelüken 
Die Globalisierungsgegner 

  

„Genua hat unser Bild vom Rechtsstaat verändert“ 

  

Miriam und Tobias wurden bei Protesten gegen den G-8-Gipfel verhaftet – das hat sie verängstigt, aber in ihrem Denken bestärkt. 


Von Nina Bovensiepen 


   
(SZ vom 04.10.2001) - Nein, abschrecken lassen wollen sich Miriam und Tobias nicht von dem, was sie in Genua erlebt haben. 

Im Gegenteil: Was auf dem G-8-Gipfel in der italienischen Hafenstadt passiert ist, hat die beiden nur bestärkt. Die Gewalt, die Gefängnishaft und das bevorstehende Gerichtsverfahren haben ihnen zwar Angst gemacht – sie haben sie aber auch bestätigt in ihrer Kritik an den herrschenden Verhältnissen und in ihrem Willen, daran etwas zu ändern. 

Miriam und Tobias (ihre Nachnamen möchten die beiden nicht in der Zeitung lesen) gehörten zu den 92 Demonstranten, die während des G-8-Gipfels in Genua in der Armando-Diaz-Schule von Spezialeinheiten der italienischen Polizei verhaftet wurden. 

Die Festgenommenen, unter ihnen mehr als 40 Deutsche, wurden fünf Tage in Italien festgehalten, zuerst in einer Militär-Kaserne, dann in verschiedenen Gefängnissen. „Was wir in den Tagen und Nächten dort erlebt haben, war Psycho-Terror und Folter“, sagt Miriam. 

Prügelnde Polizisten 

Mehr als zwei Monate nach Genua gehen den beiden die Bilder noch nicht aus dem Kopf. Sie erzählen von prügelnden Polizisten; von kalten Gefängnis-Zellen mit Steinfußböden, in denen sie nachts bei brennendem Licht und ohne Decken schlafen mussten; von Mithäftlingen, die wegen chronischer Krankheiten dringend benötigte Medikamente nicht erhielten; von Toilettengängen nur unter Aufsicht; von Nächten, in denen die Festgenommenen gezwungen wurden, stundenlang mit erhobenen Händen an der Wand zu stehen; davon, dass ihnen der Kontakt zu Angehörigen und Anwälten bis zum Schluss verweigert wurde. 

Die beiden sind immer noch verwundert über die Dynamik, mit der sich in Genua die in relativ geordneten Bahnen verlaufenden Protestveranstaltungen in schwer gewalttätige Auseinandersetzungen zwischen Polizei und Demonstranten verwandelt hätten. 

Und auch wenn schon die Vorbereitungen des G-8-Gipfels ahnen ließen, dass dies keine friedliche Veranstaltung werden würde: „Das Ausmaß der Gewalt, das von der italienischen Polizei ausging, hat uns einfach überrascht“, sagt Tobias. „Unser Bild des Rechtsstaates hat sich seit Genua sehr verändert.“ 

Klischees versagen 

Miriam und Tobias gehören nicht zu den „Profi“- Demonstranten, die zu jedem Treffen der Mächtigen der Welt reisen, um ihrem Protest Luft zu machen. 

Die beiden gehören bisher auch keinem der Netzwerke wie zum Beispiel Attac an, in denen sich Globalisierungskritiker zusammengeschlossen haben – deshalb finden sie den Vorwurf der italienischen Behörden so absurd, Mitglied einer terroristischen Vereinigung zu sein. 

Auch gängige Klischees versagen: Miriam und Tobias kommen weder in Lederkluft noch mit Palästinensertüchern und Birkenstock-Latschen daher. 

Aber natürlich gab es Gründe, weshalb sie sich das Zugticket nach Genua gekauft haben, die Rucksack- und Ausweis-Kontrollen – die erste am Münchner Ostbahnhof – von deutscher und italienischer Polizei in Kauf genommen haben und bei den Demonstrationen mitgemacht haben. 

Ihr Engagement und ihre Kritik rühren vor allem aus Erfahrungen, die sie bei Aufenthalten in anderen Teilen der Welt gesammelt haben. 

Tobias, der Sozial- und Wirtschaftsgeografie studiert, hat vergangenes Jahr ein Praktikum in Ecuador gemacht und dort für die Zeitschrift blätter des informationszentrums dritte welt gearbeitet. 

In diesem Jahr war er länger in Peru, um für seine Diplomarbeit über den alternativen Handel mit Kaffee zu recherchieren. Miriam war 1997 für das Münchner Ökumenische Büro für Frieden und Gerechtigkeit im mexikanischen Chiapas. 

Ihre Aufgabe war es, als Friedensbeobachterin das Verhalten des Militärs gegenüber der Bevölkerung zu untersuchen. Dieses Jahr war die Politikstudentin ebenfalls in Peru. 

Die Erfahrungen in diesen Ländern haben das Weltbild der beiden verändert. „Es macht einen sehr nachdenklich, was man dort sieht“, sagt Tobias: Die Ausbeutung von Bodenschätzen in armen Staaten durch multinationale Konzerne; die Armut von großen Teilen der Bevölkerung, die sich gegen eine machthabende Elite nicht wehren können; korrupte und rassistische Regime; die Vorherrschaft von globalen Unternehmen, die unter dem Deckmantel der Arbeitsplatz-Schaffung nur eigene Interessen verfolgen. 

„Wir wollten dann nicht einfach untätig bleiben, nachdem wir wieder nach Deutschland zurückgekommen waren“, sagen sie; nicht mehr nur die Zustände beklagen und die Kritik mit Gleichgesinnten teilen, sondern dazu beitragen, dass sich etwas ändert. 

Deshalb haben sie sich intensiv damit auseinander gesetzt und viel Wissen darüber gesammelt, wie internationale Institutionen funktionieren, welche Aufträge sie für wen wahrnehmen – wie also die Macht verteilt ist auf dieser Welt. 

„Das entspricht nicht unseren Vorstellungen von Freiheit und Gerechtigkeit“, sagt Tobias. Entsprechend hart fallen die Kritik und die Forderungen der beiden aus – die sie mit vielen anderen Globalisierungskritikern teilen. 

Sozialistische Ideen 

„Uns wird immer vorgeworfen, dass wir kein Gegenkonzept haben“, sagt Miriam, „dabei haben wir sehr konkrete Ideen.“ Dass diese die Grundfesten der herrschenden Weltordnung infrage stellen , etwa weil sie zum Teil auf sozialistischen Ideen aufbauen, ist ihnen durchaus bewusst. 

So fordern sie zum Beispiel, dass der Staat – in Entwicklungs- wie in Industrieländern – allen Menschen eine kostenlose Minimalversorgung mit Medizin, Bildung und sozialen Leistungen garantieren soll. 

Sie plädieren für die bedingungslose Entschuldung der Entwicklungsländer, einen Stopp der Waffenproduktion und internationale Abkommen zum Handel mit Gütern und Dienstleistungen, die sich an den Interessen der Schwachen in der Gesellschaft orientieren. 

An vorderster Stelle steht jedoch die Forderung nach der Abschaffung von Nato, Internationalem Währungsfonds und Weltbank – „das sind Institutionen, die nur im Interesse der reichen Industriestaaten und globaler Konzerne agieren“, sagt Tobias. 

Krieg ist keine Lösung 

Miriam und Tobias wissen, dass viele ihrer Ziele unrealistisch sind. Und es ist wohl auch so, dass manche Forderungen bewusst provokativ formuliert sind, um Aufmerksamkeit zu erregen. 

Ein Muster, das man auch von anderen Protestbewegungen kennt. Sie beginnen mit idealistischen Vorstellungen, und passen ihre Forderungen erst an die realen Verhältnissen an, wenn sie sich in der Praxis behaupten müssen. 

Dieser Test freilich hat für die Globalisierungsgegner in den vergangenen Monaten begonnen. Miriam und Tobias haben zwar noch das Gefühl, „dass die Politiker uns als Bedrohung empfinden“. Immerhin findet die Kritik aber inzwischen Gehör. 

Auf Gipfeln wie in Seattle, Göteborg oder Genua wird ihnen Gesprächsbereitschaft signalisiert. Bei wichtigen Ereignissen, wie zum Beispiel den Terror-Anschlägen in Amerika, stößt ihre Meinung auf Interesse. 

Miriam und Tobias haben diese tragischen Vorkommnisse noch in ihrem Denken bestärkt. Krieg als Antwort auf den Terror könne nicht die Lösung sein, meinen sie. „Der Terrorismus ist am ehesten einzudämmen, wenn seine Ursachen bekämpft werden. 

Und das sind eben auch die Ungerechtigkeit und Ungleichheit der momentanen Weltordnung“, sagt Tobias. Er und Miriam wollen sich auch von solchen Erlebnissen wie in Genua nicht abhalten lassen, weiter dafür zu kämpfen, dass sich daran etwas ändert
Weltbank und Währungsfonds 

  

Viel Einfluss für wenige 

  

Die Leitinstitutionen der Wirtschaft sind für Globalisierungsgegner vor allem ein Instrument der Mächtigen. 


Von Michael Bauchmüller 


   
Die Geburtstagsbotschaft war unfreundlich: „Fünfzig Jahre sind genug“, riefen Demonstranten 1994 in Madrid. Die Weltbank und der Internationale Währungsfonds (IWF) begingen am Rande ihrer Jahrestagung ein halbes Jahrhundert ihres Bestehens. 

Seitdem kämpft die Gruppe 50 Years Is Enough 
erbittert gegen die beiden Welt-Finanzinstitutionen. IWF und Weltbank ziehen wie kaum andere Einrichtungen die Gegnerschaft von Globalisierungskritikern auf sich. 

Die Urteile sind heftig: unsozial, undemokratisch, ausbeuterisch seien sie, kurz: der verlängerte Arm der G-7, der Gruppe der wichtigsten Industrieländer. Wenige Staaten, so der Vorwurf, dominierten die entscheidenden Institutionen der Weltwirtschaft. 

"Eine Führungsgruppe"

Beispiel IWF: Das Stimmrecht im Fonds richtet sich nach der Wirtschaftskraft und den Beiträgen der insgesamt 182 Mitgliedsstaaten. Hauptzahler sind die USA, gefolgt von Japan und den Großen der EU. 

Die Mitglieder der Siebener-Gruppe halten dadurch gemeinsam rund die Hälfte aller Stimmen, auf Entwicklungsländer entfallen nur Bruchteile davon. Und China, wo jeder fünfte Erdenbürger lebt, kommt gerade auf 2,95 Prozent der Stimmrechte. 

„Es gibt in der Welt eben eine Führungsgruppe“, sagt Werner Link, emeritierter Professor für Politikwissenschaften an der Uni Köln. 

„Formell durch die Stimmengewichtung, informell durch die Tatsache, dass sich die Hauptmächte vor jeder Entscheidung absprechen.“ In der Wissenschaft nennt sich so etwas konsortiale Führung. 

Eine kleine Gruppe dominiert eine Institution, die großen Einfluss auf die Welt ausübt. „Kleinere Staaten müssen sich solchen Institutionen unterordnen“, sagt Link. 

Voraussetzung: Die Kleinen machen mit. Einfluss können die Großen nur ausüben, solange er von den Geführten akzeptiert wird. 

Zustimmung erkauft

Lange war das der Fall. Zustimmung erkauften sich die Großen notfalls, indem sie bei der Vergabe von Mitteln wenig zimperlich waren – verbunden mit Auflagen. 

„In der Vergangenheit gab es oft Vorgaben von IWF und Weltbank, die von den Empfängerländern nolens volens angenommen wurden, die aber nicht wirksam waren“, sagt Link. „So erst kam es zur Vertrauenskrise.“ 

Suche nach Aufgaben 

Internationaler Währungsfonds und Weltbank sind Relikte aus einer anderen Zeit. 1944 waren sie als Stabilisatoren des Bretton-Woods-Systems entstanden, das fixe Wechselkurse zum Dollar für die beteiligten Währungen festschrieb. 

Im Fall von Wirtschaftskrisen etwa sollten sie eingreifen, um das Konstrukt zu schützen. 

Als das System fester Wechselkurse 1973 endgültig zusammenbrach, bestanden die Institutionen, mittlerweile bekannt als die Bretton-Woods-Schwestern, fort – und suchten eine neue Aufgabe. 

Beide fanden sie in den achtziger Jahren. Nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes wollten sie die Armut bekämpfen und jungen Marktwirtschaften in Europa auf die Beine helfen. Ihr Kapital und Know how sollten die Weltwirtschaft stabilisieren. 

Krisenfeuerwehr

Doch zunächst musste der IWF Krisenfeuerwehr spielen: In Mexiko, Asien, Russland oder der Türkei griff der Fonds ein, indem er kurzfristige Kredite in Milliardenhöhe vergab. Oft verhinderte der Fonds damit Katastrophen, die ganze Volkswirtschaften ins Trudeln gebracht hätten, womöglich die gesamte globale Wirtschaft. 

Die Weltbank unterstützt mittlerweile in der Hauptsache Aufbau-Projekte mit mittel- und langfristigen Krediten, um die Eingliederung von Entwicklungsländern in die Weltwirtschaft voranzutreiben. Leitspruch: „A world free of poverty“, eine Welt ohne Armut. 

Während IWF und Weltbank argumentieren, die Einbindung der Länder in die Weltwirtschaft sei nur zu deren Vorteil, sehen Kritiker dahinter das Vormachtstreben der nördlichen Hemisphäre. Von stabilen Wechselkursen und hohen Zinsen wie sie der IWF fordert, profitierten vor allem Investoren aus dem Ausland. 

Stabilität statt Wachstum

Die Länder selbst hindere die erzwungene Stabilität am Wachstum. Oft litten die Länder mehr, als sie profitierten. „Die Botschaft ,short-term pain for long-term gain‘ (Kurzfristige Einbußen für langfristige Gewinne) zum Beispiel klingt wenig glaubwürdig, wenn man sie ein ganzes Leben lang hören muss“, sagt eine Sprecherin von 50 Years Is Enough. 

Die Kritik richtet sich insbesondere gegen die so genannten „Strukturanpassungsprogramme“. 

Damit sollen funktionsfähige Wirtschaftsstrukturen in Entwicklungsländern aufgebaut werden. Die Weltbank etwa unterstützt Erschließungsprojekte und Industrie-Investitionen, fördert Schulen und Universitäten. 

Die Programme enthalten Auflagen. So müssen die Empfänger Güter- und Kapitalmärkte öffnen, um Hilfen zu bekommen. Dahinter stehe der Versuch, diesen Volkswirtschaften den Stempel der Industrieländer aufzudrücken, sagen Kritiker. 

Verlässliche Rahmenbedingungen

Aus Sicht von Weltbank und IWF sieht das ganz anders aus: Verlässliche Rahmenbedingungen sorgen für Investitionen und verbessern langfristig auch das Wohl jedes Einzelnen, heißt es in den Washingtoner Zentralen. 

Auch ihre Umwelt- und Menschenrechtspolitik findet wenig Beifall bei Globalisierungskritikern, selbst wenn beide Institutionen neuerdings soziale und ökologische Folgen von Projekten stärker unter die Lupe nehmen. 

„Die sozialen Folgen von Projekten interessiert die Weltbank oft wenig“, sagt Martin Zint von der Entwicklungsorganisation Eirene. 

Er beobachtet seit Jahren ein Erdöl-Projekt im Tschad, für das die Bank Kredite gewährt. Sie kümmere sich kaum darum, dass die tschadische Regierung mit Erdöl-Erlösen Waffen kaufe, kritisiert Zint. 

Zudem setze die Weltbank Signale für andere Banken. Denn Geschäftsbanken geben aus Risikoscheu oft erst Geld, wenn Hilfe aus Washington kommt. Für Investoren ist das Weltbank-Engagement zugleich Garant für Rechtssicherheit. 

Und umgekehrt: Wenn IWF und Weltbank kein Geld für bestimmte Projekte geben wollen, findet sich dafür oft auch kein anderer Geldgeber, ob das Geschäft nun sinnvoll ist oder nicht. 

Mehr Mitsprache für Kleine 

„Es geht uns ja gar nicht darum, Weltbank und IWF abzuschaffen“, sagt Peter Wahl, Vorstandsmitglied der globalisierungskritischen Bewegung Attac. 

„Aber eine Reform ist dringend nötig.“ Zum Beispiel müsse überprüft werden, wann, an wen und unter welchen Bedingungen IWF und Weltbank Kredite vergeben. Die Stimmrechte der Mitgliedsländer gehörten neu verteilt. 

Dass dies schnell geht, daran hegt auch Wahl Zweifel. „Die Industrieländer werden sich nur ungern selbst entmachten“, sagt er. Ginge es nach ihm, würde der IWF zu einem Instrument der Globalisierungskritiker: Er könnte die Wirtschaftspolitik der Mitgliedsländer koordinieren, in Währungskrisen einspringen, Geld eintreiben und für Entwicklungshilfeprojekte ausgeben. 

"Niemals Macht abgeben"

Selbst eine Devisenumsatzsteuer im Stil der Tobin-Steuer (siehe Folge 7 der Serie) ließe sich so organisieren, träumen die IWF-Kritiker. Der Weltbank wollen die Globalisierungskritiker die Organisation der Entwicklungshilfe zugedenken. 

Kleinere Staaten hätten künftig mehr Mitsprache bei Aktionen der Großen. 

Die Organisationen selbst werden sich für die Hinweise bedanken: „Es ist völlig unrealistisch“, sagt der Politikwissenschaftler Link, „dass die Führenden in Weltbank und IWF je Macht abgeben.“ 
SZ-Serie zur Globalisierung 

  

Der ungekrönte König 

  

Noam Chomsky hat sich mit seiner Kritik an Amerika und den multinationalen Konzernen zum beliebtesten Kopf der Anti-Globalisierungsbewegung gemacht. 


Von Marc Hujer 


   
(SZ vom 10.10.2001) Die Erfindungen des Schnellhefters und anderer ordnender Annehmlichkeiten moderner Bürotechnik sind offensichtlich vorbeigegangen am größten lebenden Vordenker der Globalisierungsgegner. 

Hinter der Feuertür, auf der „Noam Chomsky“ steht, stapeln sich lose Papiere auf dem Boden und in den Regalen purzeln Bücher übereinander, meistens von Chomsky selbst, veröffentlicht in englisch, deutsch und anderen Sprachen. 

Es ist gerade so , als habe man ein Studentenbüro zur Mittagszeit betreten. Erst viele Minuten später, als Noam Chomsky eintrifft, die Feuertür öffnet und mit einer Tasche voller Bücher zu einem Hinterzimmer schlurft, wird klar, dass es in diesem Büro doch eine Hilfe gibt. „Die müssen noch zurück in die Bibliothek“, sagt Chomsky höflich, und jemand antwortet: Okay. 

Umjubelt wie ein Popstar 

Chomsky ist kein Mann der großen Geste. Seine Worte sind wohlgesetzt und meistens steckt darin eine Provokation für die Mächtigen und Reichen. Aber selbst die schärfsten Attacken gegen den amerikanischen Staat, gegen die Politiker und die multinationalen Konzerne trägt er vor, als rede er über marginale Weiterungen seiner linguistischen Theorie. 

Chomsky weiß um seine Schwäche, aber die Massen der Globalisierungskritiker jubeln ihm bei seinen Auftritten trotzdem zu wie einem Popstar. Und zitiert wird er so häufig wie kein anderer lebender Geisteswissenschaftler. Chomskys renommierte Universität, das Massachussetts Institute of Technology (MIT), kürte ihn jüngst zum „Zitat-Champion“, denn in den Human- und Gesellschaftswissenschaften gehört er inzwischen zu den zehn am meisten zitierten Quellen, neben Shakespeare, Marx und der Bibel. 

Noam Chomsky ist inzwischen 72 Jahre alt. Er wurde am 7. Dezember 1928 in Philadelphia geboren und hat einen jüngeren Bruder. Chomsky studierte Sprachwissenschaft, Mathematik und Philosophie in Philadelphia, wechselte danach an die Harvard University und legte 1955 seine Doktorprüfung an der University of Pennsylvania ab. 

Nach seiner Promotion lehrte er am MIT und wurde dort 1961 – im Alter von nur 32 Jahren – zum ordentlichen Professor für Sprachwissenschaften ernannt. 

Anfangs ein Außenseiter 

Zunächst galt er als Außenseiter, weil er die damals herrschende Lehre angriff, die Sprachfähigkeit eines Menschen als Ergebnis eines reinen Lernprozesses begreift. Chomsky revolutionierte die philosophische Linguistik mit seiner Theorie, dass jeder Mensch von Geburt an die Fähigkeit besitzt, Sätze zu bilden. 

Neil Smith, Linguistik-Professor in London, würdigt Chomskys Werk mit einem denkwürdigen Vergleich: „Er hat für die kognitiven Wissenschaften das getan, was Galileo für die Physik getan hat.“ Chomsky hat allein 70 Bücher und weit über 1000 Artikel veröffentlicht. Die New York Times nennt Chomsky „den wichtigsten lebenden Intellektuellen unserer Zeit“. 

Als politischer Publizist ist Chomsky in den sechziger Jahren mit seiner Kritik am Vietnamkrieg bekannt geworden, seitdem entwickelte er sich zunehmend auch zu einem Kritiker der Propagandamaschinerie der Medien und des übermächtigen „Unternehmenssektors“. 

Chomsky wendet sich gegen eine Globalisierung, die in seinen Augen nur den Investoren gerecht wird. Es gibt keine kritische Instanz, denn auch die Medien sind Unternehmen, sagt Chomsky, und eng verwoben mit dem übrigen Konzernsektor. Das Grundübel ist für ihn die Abschaffung des Bretton-Woods-Systems, mit dem die Kontrolle über die Kapitalmärkte aufgegeben wurde. „Liberalisierung der Finanzmärkte und Demokratie sind unvereinbar“, sagt Chomsky, denn sie gibt den Konzernen Macht. 

„Ich habe nichts gegen Globalisierung“, sagt Chomsky, „aber ich stelle das Recht der Unternehmen in Frage, dort zu investieren, wo sie wollen. Warum hat die Belegschaft darüber nicht zu entscheiden?“ 

Die USA als Schurkenstaat

Propaganda ist für Chomsky die wichtigste Waffe des Establishments, und immer wieder versucht er sie zu wenden und gegen die Mächtigen selbst zu richten. In Anspielung auf die machtpolitische Ideologie der USA, die Staaten in gute und in Schurkenstaaten einzuteilen, nannte Chomsky die Vereinigten Staaten einen „gewalttätigen, verbrecherischen Schurkenstaat“. 

Im Kosovokrieg verurteilte er den Nato-Einsatz als „Kriegsverbrechen“ und die Terroranschläge des 11. September kommentierte er mit der umstrittenen Bemerkung: „Die Terroraktionen waren eine Gräueltat, in ihrem Ausmaß aber waren sie kleiner als viele andere, zum Beispiel Clintons Bombenangriff auf den Sudan.“ 

Die etablierte amerikanische Linke hat sich inzwischen von ihm abgewendet. Ihr Zentralorgan, die New York Times, ist für ihn ebenso ein Instrument der Mächtigen wie die Harvard University. Zwischen Harvard und dem MIT, sagte Chomsky einmal, gebe es einen großen Unterschied: „Harvard bildet die Leute aus, die die Welt regieren; MIT die Leute, die sie funktionieren lassen. Die Folge ist, dass MIT viel weniger um ideologische Kontrolle bemüht sein muss und mehr Platz für unabhängiges Denken lässt.“ 

Fortschritt durch Protest 

Chomsky bietet kein fertiges Gesellschaftsmodell als Alternative an. Er ist ein Freund der Tobin-Steuer auf Devisengeschäfte, und er redet einer Demokratisierung der Unternehmen das Wort. Aber vielmehr geht es ihm um die Aufklärung der Menschen. 

„Es muss eine Diskussion eröffnet werden“, sagt er, und dabei denkt er nicht an die Medien, nicht an die Politik, weil sie alle mit dem Unternehmenssektor verwoben sind, sondern an eine Protestbewegung, „die inzwischen die Mehrheit der Bevölkerung umfasst. Denn die Mehrheit glaubt, dass Unternehmen zu viel Macht haben.“ Sie sei demokratisch nicht legitimiert, sagt Chomsky. „Aber gesellschaftlicher Fortschritt war nie anders möglich.“
Globalisierung 

  

Abschied vom Fetisch 

  

Altlinker und Pragmatiker: Der 
Berliner Politologe Elmar Altvater. 


Von Michael Bauchmüller 


   
(SZ vom 10.10.2001) Herzliche Geburtstagsglückwünsche in einem wissenschaftlichen Werk? Elmar Altvater hat sie in Fußnote 157 seines Buches Grenzen der Globalisierung eingebaut. Adressat: Der sechsmilliardste Erdenbürger. 

Das rapide Bevölkerungswachstum und alle Knappheiten, die sich daraus ergeben, ist nur einer von vielen Wegen, auf denen sich Altvater den Problemen der Globalisierung nähert. Andere Ansätze heißen: Kontrolle der Finanzmärkte, eine neue Konsum-Ethik, der Abschied vom Fetisch Geld, die Verankerung der Ökonomie in der Gesellschaft. 

Geburtstagsglückwünsche passen zum Buch: Immer wieder unternimmt Altvater Exkurse zu Fragen des Weltfriedens, kritisiert am Rande die Vormachtstellung von Staaten und Institutionen, prangert nebenher Werthaltungen seiner Mitmenschen an. Die Ökonomie strikt von der (Welt-)Politik zu trennen, ist Elmar Altvaters Sache nicht. 

Mit teils radikalen Vorlesungen zum Kapitalismus und zur Marktwirtschaft hat sich der Politologe und Ökonom Altvater, Professor an der Freien Universität Berlin, längst den Ruf eines linken Einzelkämpfers in Deutschlands akademischer Szene eingehandelt. 

Er selbst, mittlerweile 63 Jahre alt, sieht die Sache anders. Neoliberalen Modellen möchte er Alternativen entgegensetzen – auch wenn ein geschlossenes Gegenmodell spätestens seit dem Niedergang des Sozialismus nicht in Sicht ist. 

Ein Alternativkonzept, so fordert der Wissenschaftler, müsse mehr Rücksicht auf die Abhängigkeiten der Entwicklungsländer von der entwickelten Welt nehmen. „Die Rechnung, dass alle Länder aufschließen können, wenn sie nur hinreichend modernisiert sind, geht nicht auf“, sagt Altvater. 

Die Tatsache, dass nach dem Systemwandel im Osten und in der Mitte Europas dennoch die Modernisierer zum Zuge kamen, wundert ihn nicht: Das neoliberale Modell, das auf einen schwachen Staat und starke Märkte setzt, sei eben „von großer Attraktivität“, räumt er ein. 

Folgerichtig orientierten sich auch die Reformländer Mittel- und Osteuropas an diesem Konzept. „Jenseits dieses Koordinatensystems können die meisten nicht denken.“ Von der Revolution träumt aber auch Altvater nicht mehr. Er argumentiert im System, statt es fortwährend anzuprangern – der Altlinke Altvater ist zugleich Pragmatiker. 

Eigendynamik bremsen 

Wo die Märkte versagen, soll der Staat eingreifen und regulieren. Wo die Wirtschaft zu starke Eigendynamik entwickelt und gesellschaftliche Interessen übergeht, müsse sie in Schranken verwiesen werden, fordert Altvater. 

Beispiel Arbeitsmärkte: Gäbe es hier keine Regulierung, würde die Wirtschaft diesen Bereich dominieren – zu Lasten der Arbeitnehmer. So aber seien ihr zumindest in diesem Bereich Grenzen gezeigt. Dass dazu ein stärkerer Staat nötig ist, ein stärkerer Staat aber Gefahren mit sich bringt, sieht auch Altvater. Er wiegt staatliche Bevormundung mit einer ökonomischen auf: „Autoritarismus kann auch darin bestehen, dass man überhaupt nicht eingreift“, sagt er. 

Weil viele Probleme nicht an Grenzen Halt machen, verlangt er schlagkräftige globale Institutionen für die Regelung globaler Belange. Die Einsicht, dass letztere nötig sind, werde Staatsmännern und Bossen eines Tages schon kommen, glaubt Altvater. Wenn erst die großen Umweltkrisen anbrechen, das Weltklima kippt, sich fossile Energieträger wie Kohle und Erdöl dramatisch verknappen, werde auch der letzte Akteur auf der weltpolitischen Bühne auf die Idee kommen, dass Umdenken und -lenken Not tue. Dann erst sieht Altvater eine Chance für seine Forderung nach „Entschleunigung“ der Wirtschaft, für den Mut zu weniger Wachstum. 

Der Professor empfindet sich als einsamer Rufer – ohne sich davon bekümmern zu lassen. „Ich gebe einen permanenten Warnruf ab.“ Gäbe es die derzeitige Globalisierungs-Debatte nicht, werde es dereinst weit schlechter aussehen, als das ohnehin zu befürchten ist. „Wir müssen heute über Alternativen nachdenken“, sagt Altvater, „weil wir sie schon morgen brauchen werden.“ 
Soziologische Speerspitze 

  

Der Franzose Pierre Bourdieu kämpft für ein soziales Europa 

  

Die Zahl seiner Veröffentlichungen ist mindestens so unübersichtlich wie die der Meinungen, die man über ihn hören kann. Völlig unstrittig ist jedoch, dass Pierre Bourdieu der bei weitem bekannteste und politisch einflussreichste Soziologe und Ethnologe Frankreichs, wenn nicht Europas ist. 


Von Gerhard Bläske 


   
(SZ vom 10.10.2001) Seit er die große soziale Streikbewegung Frankreichs im Winter 1995 nach Kräften unterstützte, ist er zum Guru der Ultralinken und zu einer der Symbolfiguren des Kampfes gegen Globalisierung und Neoliberalismus geworden. 

Der 71-jährige Soziologie-Professor am renommierten Collège de France machte nach Abschluss der Eliteschule Ecole Normale Supérieur eine außergewöhnliche akademische Karriere, unterrichtete an zahlreichen Universitäten in Frankreich, den USA, Deutschland und anderen Ländern und erhielt etliche Auszeichnungen. Bekannt wurde er zunächst durch ethnologische Arbeiten in Algerien, später durch Studien über das Schulsystem, das nach seiner Ansicht soziale Ungleichheiten reproduziert. Eine eigene Gedankenschule lehnt der stark von Karl Marx, Emile Durkheim und Max Weber beeinflusste Soziologe ab. 

Für Bourdieu gibt es einen starken historischen und sozialen Einfluss auf Verhaltensweisen und Gesellschaftsstrukturen. In einem seiner berühmtesten Bücher, Die feinen Unterschiede, stellt er etwa fest, dass Gewohnheiten, Freizeitbeschäftigungen und Schönheitsideale Klassenbewusstsein ausdrücken und reproduzieren, indem sie auf subtile Weise Gruppen voneinander abgrenzen. Die von ihm gegründete Zeitschrift Actes de Recherches en Sciences Sociales hat er zum Forum für seine Ideen gemacht. 

Die französische Streikbewegung von 1995 – gegen den Versuch der damaligen Regierung von Alain Juppé, das staatliche Pensionssystem zu reformieren – ließ den Freidenker in den Mittelpunkt der politischen Revolte rücken. 

Schon Anfang der 90er hatte er zur Gründung einer Internationalen der Intellektuellen gegen den Neoliberalismus aufgerufen, der nach seiner Ansicht jeden sozialen Zusammenhalt zerstört. Ohne eine klare Vorstellung über eine künftige Staatsstruktur zu haben, wirft er den Politikern generell – insbesondere der traditionellen Linken – kollektives Versagen vor. 

Bourdieu sieht einen engen Zusammenhang zwischen Liberalisierung und ökologischer Zerstörung, Delinquenz, Selbstmorden, Drogenmissbrauch und anderen sozialen Problemen. Er plädiert für föderale Strukturen, den Erhalt des Sozialstaates und ein „soziales Europa“ als Gegengewicht zur US-Gesellschaft. 
Damit lehnt der Wissenschaftler sich eng an Globalisierungskritiker wie die Zeitung Le Monde Diplomatique oder die Attac-Bewegung an. 

Ihm schwebt vor, trotz der auch von ihm nicht bestrittenen Gegensätze innerhalb dieser Bewegung, „gegen die Herrschaftsmeinung“ ein Netzwerk von Gewerkschaften, Ökologen, Arbeitslosen und anderen sozialen Bewegungen zu gründen. 

In Begriffsanlehnung an die französischen Generalstände während der Revolution gründete er die Generalstände der sozialen Bewegungen Europas, die von der Bauernbewegung José Bovés, Arbeitslosengruppierungen, Professoren und Mitgliedern von Gewerkschaften wie der IG Metall oder der IG Medien unterstützt werden und der Strömung eine internationale Dimension geben sollen. Bei Treffen der Globalisierungsgegner wie in Seattle, Davos oder Millau, dem Stützpunkt des Bauernführers José Bové, fehlt er selten. 

Bourdieu übt einen starken Einfluss auf intellektuelle Kreise insbesondere auch in Deutschland aus, wo sein Buch Das Elend der Welt, in dem die sozialen Verlierer selbst zu Wort kommen, großen Erfolg hatte. Die Freie Universität Berlin und die Johann-Wolfgang-von-Goethe-Universität Frankfurt verliehen ihm die Ehrendoktorwürde. Die Stadt Ludwigshafen machte ihn zum Ernst-Bloch-Preisträger. 
SZ-Serie 

  

Die Solidarität globalisieren 

  

Die Kirchen als Sammelbecken für Kapitalismuskritiker. 


Von Tina Zierul 


   
(SZ vom 13.10.2001) Was die Globalisierung angeht, so hat Bischof Franz Kamphaus längst jede Zurückhaltung aufgegeben: „Wenn Afrika im Meer versänke“, sagt er, „würde das die Weltwirtschaft kaum stören.“ 

Lange ehe es organisierte Globalisierungsgegner gab, lange ehe friedliche und weniger friedliche Heerscharen von Demonstranten Staatsgipfel belagerten, hatten Katholiken und Protestanten das Thema für sich entdeckt. Nun ist es auch für die Amtskirche aktueller denn je. 

„Wir müssen uns gegen die unguten Folgen der Globalisierung wehren“ , rief der Papst jüngst den versammelten Bischöfen im Petersdom in Rom zu. Die Kirche müsse die Ärmsten als Verlierer dieser Entwicklung verteidigen. 

Die nächste Synode, das oberste Beschlussgremium der Evangelischen Kirche in Deutschland, widmet sich Anfang November einzig und allein der Frage, wie die Menschen weltweit von der globalen Verflechtung der Märkte profitieren können. Beim Ökumenischen Rat, der Gemeinschaft von 342 Kirchen weltweit, steht das Thema seit 1998 oben auf der Tagesordnung. 

Die Kirchen betonen, dass sie selbst – als „die ältesten global player“, wie Bischof Kamphaus betont – keine Gegner der Globalisierung sind. Es gelte, deren negative Folgen zu bekämpfen. 

Unter dem Motto „Globalisierung der Solidarität“ fordern sie wirksame internationale Vereinbarungen, damit alle Länder eine faire Chance auf Entwicklung bekommen. Konzerne sollten sich nachhaltigen Wirtschaftsformen verschreiben, die nicht auf Kosten künftiger Generationen gehen – und nicht zu Lasten der Ärmsten der Welt. 

Das Thema Globalisierung ist für die Kirchen mittlerweile Musterbeispiel für die Ökumene: So teilen sich Katholiken und Protestanten die Lobby-Arbeit bei Bundesregierung und EU-Kommission. Das sorgt für Effizienz und verhindert Doppelarbeit. 

„Was weltwirtschaftliche Fragen angeht, passt kein Blatt zwischen uns“, sagt Wilfried Steen, Vorstandsmitglied des Evangelischen Entwicklungsdienstes (EED). 

Um die Verhandlungsmacht gegenüber Politikern zu steigern, arbeiten die Religionsgemeinschaften auch mit „Venro“ zusammen, einem Zusammenschluss von etwa hundert Nicht-Regierungsorganisationen aus der Entwicklungshilfe. 

Die kirchlichen Hilfswerke Misereor und Brot für die Welt stimmen sich mit politischen Dach- und Fachorganisationen wie der katholischen Justitia et Pax („Gerechtigkeit und Frieden“) oder dem EED ab. Häufig überbringen die Kirchen Politikern in Berlin und Brüssel ihre Forderungen auch über die ökumenische Dachorganisation „Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung“ (GKKE). 

Reform des Welthandels 

Derzeit bereiten sich auch die Kirchen auf die nächste Handelsrunde der Welthandelsorganisation WTO in Katar vor. „Wir setzen den Schwerpunkt auf die Reform des Welthandels“, sagt Ulrich Pöner, Geschäftsführer von Justitia et Pax und katholischer Geschäftsführer der GKKE. An den Reformvorschlägen haben zahlreiche Wissenschaftler mitgearbeitet. 

Die Forderungen: In das WTO-Vertragswerk sollen soziale Mindeststandards aufgenommen werden, zum Beispiel das Recht, freie Gewerkschaften bilden zu können. In den Ländern sollen Gerichte kontrollieren, ob die Länder die Vorschriften einhalten, Verstöße sollen geahndet werden. 

Die Kirchen plädieren zudem für eine Öffnung der EU-Agrarmärkte und den Abbau von heimischen Subventionen – „ein Grund, warum wir mit Globalisierungskritikern wie den französischen Bauern wenig anfangen können“, sagt Pöner. 

Seine Organisation und der EED wollen im Zuge der WTO-Reform auch eine Änderung des Abkommens „Trips“ ( Trade-related Aspects of Intellectual Property) über Patente und den Schutz geistigen Eigentums erreichen. Bisher führe dieses Abkommen zu „einer wachsenden Abhängigkeit der kleinen Landwirte in Entwicklungsländern“, schreibt Justitia et Pax in ihrer jüngsten Studie. Westliche Konzerne könnten auf Ressourcen armer Länder – etwa das Saatgut von Obstbäumen oder Reispflanzen – ohne allzu große Schwierigkeiten Ansprüche anmelden. 

Auch das Thema Schuldenerlass für die ärmsten Länder lässt die christlichen Organisationen nicht los. Wegen des Schuldendienstes flossen 1999 rund 340 Milliarden Dollar aus den südlichen Länder in den reichen Norden, umgekehrt waren es nach Angaben des EED nur 264 Milliarden Dollar, darunter 219 Milliarden Dollar von privaten Geldgebern und 45 Milliarden Dollar von öffentlichen Stellen. 

Mit groß angelegten Kampagnen in Europa und in den Vereinigten Staaten sei immerhin erreicht worden, dass die Industrieländer sich für das heikle Thema geöffnet haben, sagt Martin Bröckelmann-Simon, Geschäftsführer vom katholischen Hilfswerk Misereor. Als Beispiel nennt er den Gipfel der G-7-Staaten 1999 in Köln („Schulden-Gipfel“): „Die Erfolge von Köln reichen zwar noch nicht, aber jetzt geht es erst mal um Strategien zur Armutsbekämpfung vor Ort.“ Misereor berät Dritte-Welt-Länder, wie sie die Zinsersparnisse durch die Entschuldung der öffentlichen Haushalte nutzen können, um langfristig die Überwindung der Armut aus eigener Kraft zu schaffen. 

Tradition in der Kritik 

Die Arbeitsweise von Organisationen wie Misereor und Fachgremien wie der GKKE haben sich in den vergangenen Jahren verändert: Die strikte Trennung in konkrete Projekte einerseits und den Dialog mit den Politikern andererseits verschwimmt. Beide Seiten verknüpfen die Arbeit in In- und Ausland zunehmend. „Durch unsere globalen Strukturen haben wir einen großen Vorteil“, sagt Jürgen Hambrink, evangelischer Geschäftsführer der GKKE. „Die Politik hört uns eher zu, wenn wir Kontakte zu unseren Partnern, beispielsweise in Afrika, vermitteln können.“ 

Anders als bei anderen Gruppen ist die Kritik der Kirchen an der Globalisierung nicht neu. Spätestens seit den entwicklungspolitischen Debatten der sechziger Jahre, setzen sie sich für die Gerechtigkeit zwischen Nord und Süd ein. Galten die Kirchen damals noch als Pioniere, sind sie heute eine von vielen kritischen Bewegungen. 

„Man darf trotzdem nicht vergessen“, sagt der Theologe und Ökonom Wolfram Stierle, „dass die einst kühnen Forderungen nach Entschuldung und Selbstversorgung der ärmsten Länder heute für Weltbank oder Internationalen Währungsfonds selbstverständlich geworden sind.“ 

Einige Ansätze müssen nun nach Ansicht der Kirchenvertreter überdacht werden: „Die Terroranschläge vom 11. September haben uns schmerzlich gezeigt, dass die Welt durch die Globalisierung viel fragiler geworden ist“, sagt Bröckelmann-Simon von Misereor. Spätestens seitdem denken Kirchenvertreter verstärkt über Armut und Ausgrenzung als Nährboden des Terrorismus nach. 

„Wir müssen den 11. September gemeinsam mit vernünftigen islamischen Gruppen als Impuls für mehr Frieden und Gerechtigkeit nutzen“, fordert der Leiter der Evangelischen Zentralstelle für Weltanschauungsfragen, Reinhard Hempelmann. Die Zusammenarbeit der christlichen Kirchen mit muslimischen Organisationen stehe allerdings noch ganz am Anfang. Doch Hempelmann sieht auch Grenzen: „Wir dürfen die Ursachen für Terrorismus nicht nur im Mangel an Gerechtigkeit sehen.“
Rund um den Globus 

  

Angst vor der Weltherrschaft der Konzerne 

  

Vor drei Jahren endete ein ehrgeiziges Projekt - die Geschichte des Multilateralen Investitionsabkommens. 


Von Martin Hesse 


   
(SZ vom 17.10.2001) Am 20. Oktober 1998 war der bislang ehrgeizigste Anlauf zur Globalisierung beendet: das Multilaterale Abkommen über Investitionen (MAI). 

Nach zähen Verhandlungen war es endgültig gescheitert. Seine Befürworter betrauerten die verpasste Chance auf bessere Investitionsbedingungen in aller Welt. 

Globalisierungskritiker feierten den Abbruch der Verhandlungen als einen ihrer größten Erfolge. Dabei waren es letztlich Bedenken einiger Industriestaaten, die das von der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) erdachte Regelwerk zu Fall brachten – weil das MAI das Primat der Politik über die Wirtschaft in Frage stellte und an der Souveränität der Staaten kratzte. 

Die kurze Geschichte des MAI begann Mitte der Neunziger. Die Globalisierung des Handels war mit dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) und der Welthandelsorganisation (WTO) bereits weit vorangeschritten. Für Investitionen gab es derartige multilaterale Vereinbarungen jedoch nicht. 

Um die Lücke zu schließen, nahmen die führenden Industrienationen im Rahmen der OECD 1995 Verhandlungen über ein neues Abkommen auf: eine Art GATT für Investitionen, formulierte der damalige Wirtschaftsminister Günter Rexrodt. 

Das geplante Regelwerk sollte die Märkte weltweit für ausländische Investoren öffnen und diese vor Enteignung und diskriminierender staatlicher Reglementierung schützen. Doch kaum gelangte ein erster Entwurf für ein solches Abkommen im Februar 1997 an die Öffentlichkeit, trat eine breite Allianz von Kritikern auf den Plan. Gewerkschaften, soziale Bewegungen und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) liefen Sturm gegen ein Abkommen, das in ihren Augen einer „Deklaration weltweiter Konzernherrschaft“ gleichkommen würde, wie es der kanadische Globalisierungskritiker Tony Clarke vom Polaris Institute ausdrückte. 

Das MAI stehe im Widerspruch zum deutschen Grundgesetz, sagte Clark, denn es heißt: Eigentum verpflichtet. Das MAI jedoch stelle dieses Prinzip geradezu auf den Kopf, fand Clarke. Verpflichtungen würden praktisch ausschließlich den Staaten aufgeladen, die Konzerne von sozialer Verantwortung frei gesprochen. 

Politik in der Defensive 

Tatsächlich räumte das MAI ausländischen Investoren umfangreiche Rechte ein. Meistbegünstigungsklausel und Inländerbehandlung, die auch den Kern der WTO-Vereinbarungen bilden, stellten ausländische Investoren Inländern weitgehend gleich. Anders als viele bilaterale Investitionsabkommen wollte das MAI Ausländern bereits beim Marktzugang gleiche Rechte wie Inländern einräumen.

Dies hätte Regierungen der Möglichkeit beraubt, bestimmte Wirtschaftsbereiche vor dem internationalen Wettbewerb zu schützen. Eine Meistbegünstigungsklausel für ausländische Investoren hätte es zudem erschwert, wirkungsvolle wirtschaftliche Sanktionen – etwa wegen Menschenrechtsverletzungen oder Terrorismus – gegen ein anderes Land zu verhängen. 

Wesentliches Anliegen des MAI war es, ausländische Investoren vor Enteignung zu schützen. Der Begriff der Enteignung war aber so weit gefasst, dass betroffene Investoren selbst dann Schadenersatzforderungen gegen Staaten hätten erheben können, wenn sie etwa aufgrund von Umweltschäden Fabriken hätten schließen müssen. 

Auch die Möglichkeiten von Staaten, Investitionen an Auflagen zu binden, sollten durch das MAI stark eingeschränkt werden. Michelle Sforza von der Nichtregierungsorganisation Public Citizen’s Global Trade Watch kritisierte, gerade Entwicklungsländer verlören dadurch politische Instrumente. Auch Peter Wahl von der Organisation Weed fordert, Investitionen in Entwicklungsländer müssten mit Auflagen verbunden werden – etwa einen Technologietransfer vorschreiben, die Ausbildung einheimischer Fachkräfte oder die Einbeziehung lokaler Zulieferer. 

Umweltschützer und Gewerkschaften fürchteten außerdem, der ungehinderte Marktzugang ausländischer Investoren könnte zu einer Abwärtsspirale bei Standards für Umwelt, Arbeitsrecht und Sozialem führen. Diese Bedenken fanden auch in der OECD und ihren Mitgliedstaaten Gehör. 

In Deutschland machte sich zwar die CDU/FDP-Regierung für das Abkommen stark, sie wollte aber auch dem Wunsch der Gewerkschaften nachkommen, bestimmte Sozialstandards einzufordern. Die zum Zeitpunkt des Verhandlungsabbruchs neue rot-grüne Bundesregierung hält noch heute ein multilaterales Investitionsabkommen für sinnvoll. 

Um Investitionen in Entwicklungsländern zu fördern, sei ein verlässlicher Rahmen nötig, heißt es im Wirtschaftsministerium. Zum MAI bezog Rot-Grün jedoch eine kritische Haltung. Im Koalitionsvertrag hieß es: „Internationale Wirtschaftsregime, wie die WTO oder das Multilaterale Investitionsabkommen, müssen nach ökologischen und sozialen Kriterien neu gestaltet werden.“ 

Doch die neue Regierung musste sich mit dem Vertragswerk nicht länger befassen. Schon im April 1998 setzte Frankreich eine sechsmonatige Verschiebung der MAI-Verhandlungen durch. Paris wollte den Kulturbetrieb vom MAI ausnehmen. Das hätte dem Abkommen aus Sicht der Amerikaner, zu deren größten Exportbranchen die Medienindustrie zählt, einiges von seinem Reiz genommen. Die USA ihrerseits wollten sich durch das MAI nicht ihrer Sanktionsmöglichkeiten berauben lassen. Schließlich starb das Abkommen am 20. Oktober. 

Comeback in der WTO 

Mit dem Scheitern des MAI ist jedoch das Thema grenzüberschreitender Investitionen nicht vom Tisch. Zwar wird innerhalb der OECD derzeit nicht mehr über ein Investitionsabkommen diskutiert, doch hat sich die Zahl der bilateralen Investitionsvereinbarungen in den neunziger Jahren vervierfacht. Regionale Verträge gibt es im Rahmen der Europäischen Union und der Nordamerikanischen Freihandelszone NAFTA. Zudem hat sich die WTO der Problematik angenommen. 

In den Verhandlungen über eine Liberalisierung grenzüberschreitender Dienstleistungen (GATS) tauchen Fragen wieder auf, die schon mit dem MAI beantwortet werden sollten. Banken, die im Ausland Dienstleistungen erbringen und Niederlassungen errichten, suchen ebenfalls Schutz gegen Enteignung und diskriminierende Regulierung. 

Auch Dienstleistungen in den Bereichen Gesundheit und Bildung erfordern Investitionen im Ausland. Zudem taucht die Frage auf, wie der Einsatz ausländischen Personals im Dienstleistungsabkommen geregelt wird. Noch ist offen, was auf der Agenda der nächsten WTO-Runde in Katar steht. Doch der Globalisierungskritiker Wahl ist sicher, dass das Thema transnationale Investitionen erneut in der Öffentlichkeit diskutiert werden wird: „Dafür werden wir schon sorgen.“ 
Globalisierungsgegner 

Der Herr der Nanosekunde 

Jeremy Rifkin verkündet ein neues Zeitalter nach dem anderen – es schadet ihm nicht, dass ihn die Realität oft einholt. 


Von Marc Hujer 




 

Jeremy Rifkin. (dpa ) 

   
(SZ vom 20.10.2001) Jeremy Rifkin hat sehr viele Bücher geschrieben, und das mit großem Erfolg. 

Eigentlich sehen sie wie billige Management-Ratgeber aus, aber wenn sie sich in Rifkins Vorzimmer so nebeneinander drängen, wie Bataillone, um jeden Zentimeter der Regalwand feilschend, machen sie doch Eindruck. 

Vielleicht sind es hundert, vielleicht zweihundert grüngelbe Buchrücken von Age of Access, dem jüngsten Werk Rifkins, daneben The End of Work und The Biotech Century in ähnlichen Mengen. 

Eine Vorzimmerdame wendet sich gleich dem Regal zu, und wie eine Parfümverkäuferin greift sie großzügig nach Proben, die es gratis gibt. „Die drei jüngsten Bücher von Herrn Rifkin“, sagt sie, „bitte schön.“ Und gleich darauf springt Herr Rifkin aus seinem Büro, voll Elan, sehr freundlich und fragt: „Haben Sie meine drei jüngsten Bücher bekommen?“ 

Jeremy Rifkin ist ein gepflegter, eher kleinwüchsiger Mann, er hat wenig Haare auf dem Kopf und trägt einen Schnurrbart. Er ist höflich und redet flüssig wie ein Staubsaugervertreter. Rifkin soll kein ganz leichter Mensch sein, wenn man näher mit ihm zu tun hat, aber das Spiel mit den Medien beherrscht er sehr gut. 
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Er gibt sich verständnisvoll und ermutigt zum Denken – manchmal wirkt er fast wie einer dieser dynamischen Unternehmenstherapeuten, die frustrierte Manager barfuß über heiße Kohlen laufen lassen oder zum Bungee-Jumping überreden. Rifkin hat immer und für alles Beispiele parat. Das von der Firma Nike, die keinen einzigen Schuh mehr selbst produziert, hat er besonders gern, weil es seiner Meinung nach das Zukunftsmodell eines Unternehmens darstellt, das nur noch Stories verkauft. 

Man hat dieses Beispiel und viele andere schon etliche Male gelesen oder gehört – in Rifkins Büchern, in seinen Reden, in Portraits über Rifkin und Rifkin-Rezessionen. Die meisten kann man auswendig aufsagen, ohne jemals das Gesamtwerk gelesen zu haben. Aber immer wieder trägt sie Rifkin so vor, als hätte er sie gerade beim Lunch mit einem Boss einer mächtigen Fortune 200-Firmen aufgeschnappt. Mit denen umgibt er sich gerne. 

Kultur, nicht Kommerz 

Rifkin, der in der Friedensbewegung während des Vietnamkriegs groß geworden ist, ist immer ein Linker geblieben, die Frankfurter Allgemeine Zeitung nennt ihn den „letzten Achtundsechziger“. 

Zu seinen treuen Wegbegleitern gehören der ehemalige französische Ministerpräsident Michel Rocard und Ralph Nader, der Spitzenmann der amerikanischen Grünen. Der neuen Linken um Tony Blair oder Gerhard Schröder kann Rifkin nicht viel abgewinnen. 

Die Befürworter des so genannten Dritten Weges seien dem Irrglauben aufgesessen, ein gesundes Wirtschaftssystem schaffe eine gesunde Gesellschaft. Es funktioniere genau anders herum: „Kultur kommt vor Kommerz.“ Der Streit um die Globalisierung, sagt Rifkin, sei „der Kampf zwischen Kultur und Kommerz“, und er könne nur beigelegt werden, wenn die Zivilgesellschaft eine gleichberechtigte Mitsprache bekomme – etwa in einer Weltkulturorganisation als dem Gegenstück zur Welthandelsorganisation (WTO). 

Rifkin kam 1945 in Denver zur Welt. Sein Vater war Hersteller von Plastiktüten, seine Mutter übertrug Bücher in die Blindenschrift. Die Jugend verbrachte er in Chicago, später studierte er Wirtschaftswissenschaft an der berühmten Wharton School der University of Pennsylvania, an der er heute nebenbei lehrt. Schon früh war er politisch aktiv, 1967 bereitete Rifkin einen Protestmarsch gegen den Vietnamkrieg vor. 

Als Mitglied der Citizen Commission ging er von 1969 an Kriegsverbrechen nach, später machte er sich unter anderem als Gegner der Biowaffen-Forschung einen Namen. 1977 wurde er durch seinen Protest gegen den ersten Klonversuch an Tieren bekannt. Später kämpfte er als Verbraucherschützer gegen gentechnisch manipulierte Lebensmittel, und als im April 2000 die Genfirma Celera das menschliche Erbgut entschlüsselte, forderte Rifkin, das menschliche Genom zum Gemeingut zu machen. 

1978 gründete er in Washington die Foundation on Economic Trends, eine Nonprofit-Organisation, die jährlich eine halbe Million US-Dollar Spenden eintreibt, Kongresse organisiert und ihn unterstützt, wenn er Bücher schreibt. 

Jeremy Rifkin hat bisher 15 Bücher veröffentlicht, die in mehr als 20 Sprachen übersetzt wurden. Der Amerikaner liebt es, mit großen Schritten durch die Geschichte zu schreiten. 

Kein Buch wird geschrieben, keine Idee entwickelt, ohne dass nicht mindestens ein altes Zeitalter vergeht und ein neues beginnt. Allein innerhalb der letzten sechs Jahre hat Rifkin das Ende des Eigentums und das Ende der Arbeit prophezeit, er hat seinen „Marktkapitalismus“ beerdigt und die „Netzwerkökonomie“ aus der Taufe gehoben, er hat das Biotechnologische Zeitalter beginnen lassen und das Zeitalter der Nanosekunde erklärt. 

Rifkin erinnert gerne an das römische Reich, an die Zeiten der Sonnenuhr, in der es nur „Sonnenaufgang, Mittagszeit und Sonnenuntergang“ gab, um den Wirtschaftsprozess zu koordinieren. 

Heute gebe es die Nanosekunde und die Picosekunde. „Jede Person und jede Institution lassen sich heute in Lichtgeschwindigkeit miteinander verbinden. So effizient, so koordinierbar ist Wirtschaften noch nie gewesen.“ Mit der neuen Nanosekundenkultur lasse sich die Dichte der Interaktionen im Wirtschaftssystem maximieren. Rifkin: „Ein neues System ist geboren.“ 

„Postmodernes Geschwätz“ 

Rifkins Kritiker werfen ihm vor, sich alleine um schöne Worte zu bemühen. Er sei „antiintellektuell“, heißt es, und „antiwissenschaftlich“. 

Das Magazin Time kürte Rifkin einmal zum meist gehassten Mann in der seriösen Wissenschaft und das Wall Street Journal beschimpfte sein Werk als „postmodernes Geschwätz“. 

In ernste Rechtfertigungsnöte kam Rifkin, als der amerikanische Wirtschaftsboom immer neue Arbeitsplätze schuf, obwohl er doch in The End of Work das Gegenteil behauptet hatte. Auch sein jüngstes Werk Access – das Verschwinden des Eigentums muss Rifkin gegen den widrigen Gang der Geschichte verteidigen, nachdem die New Economy ihren Glanz verloren hat. 

Mit dieser sei es nur deshalb bergab gegangen, meint Rifkin, weil sie auf veraltete Wirtschaftsstrukturen getroffen sei, die nicht flexibel genug waren für eine Technologie der Nanosekunden. Er ist sich aber sicher, dass die große Zeit der New Economy erst noch kommt. „Von der Erfindung der Elektrizität“, sagt Rifkin, „haben wir auch erst zwanzig Jahre später, nach dem Zweiten Weltkrieg profitiert. Das nächste Zeitalter kommt bestimmt.“
Globalisierung 

  

Die unheimlichen Verbündeten 

  

Rechtsextreme versuchen auf den Zug der Globalisierungskritik aufzuspringen. 


Nikolaus Piper 


   
(SZ vom 24.10.2001) - Seit Monaten registriert der Bundesverfassungsschutz akribisch alle Äußerungen des Berliner Anwalts Horst Mahler. 

Der frühere Links- und heutige Rechtsextremist vertritt die NPD im Verbotsverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht. So notierten die Verfassungsschützer, was Mahler, selbst NPD-Mitglied, zu den Terroranschlägen vom 11. September zu sagen hatte: Die Attentäter seien „opferbereite Krieger“, vor denen er Hochachtung empfinde. 

Die Toten von New York, Washington, und Pittsburgh müsse man bedauern – „aber wer sich von diesem Beauern niederdrücken lässt, der unterdrückt die Völker.“ Man müsse gegen die Globalisierung kämpfen und die „Macht des Geldes“ brechen. „Und dann ist auch das Judaismus-Problem gelöst. Das ist nicht die Sache der Juden als Menschen, sondern das der Macht des Geldes, die jüdische Macht ist.“ 

„Systemmedien“ 

Mahlers Aussagen belegen: Die Neonazis in Deutschland sind nicht nur fremdenfeindlich und antisemitisch sondern auch antiamerikanisch und antikapitalistisch. 

Politiker und Verfassungsschützer beobachten, dass die beiden letztgenannten Tendenzen immer wichtiger werden. Rechtsextremisten verstünden es Globalisierungsängste zu instrumentalisieren, meinte etwa Bundestagspräsident Wolfgang Thierse (SPD) in der Zeit. 

Besonders in Ostdeutschland könne „eine neue Kombination aus Nationalismus und Sozialismus“ für die Menschen attraktiv werden. Der Rechtsextremismus-Forscher Wilhelm Heitmeyer von der Universität Bielefeld glaubt, dass die Globalisierung als „ökonomisch induzierter Prozess der Entgrenzung“ zu Autoritätsverlust in den Nationalstaaten führe und so Rechtsradikalismus, Separatismus und Fundamentalismus begünstige. 

Manche Publikationen der extremen Rechten sind kaum von denen der Linken zu unterscheiden. „Globalisierung stoppen – stoppt die Weltpolizei USA“, heißt es zum Beispiel in einem Demonstrationsaufruf der Jungen Nationaldemokraten. Die etablierten Parteien hätten durch ihren „Freihandelsextremismus“ staatliche Steuerungsmöglichkeiten immer weiter abgebaut. 

Nur durch eine Abkehr davon könnten soziale Probleme, Arbeitslosigkeit und Naturzerstörung gestoppt werden. Woher der Wind weht, merkt der unbefangene Leser erst, wenn gegen Ende des Aufrufs von „Systemmedien“ und vom Kampf gegen die multikulturelle Gesellschaft die Rede ist. 

Auch die „Gedanken zu einer nationalistischen Wirtschaft- und Sozialordnung“, die sich auf der Website des Nationaldemokratischen Hochschulbundes (NHB) finden, lesen sich wie linke Flugblätter: „Bedarfsdeckung und Ressourcenschonung statt Profitmaximierung“, „Neue Weltwirtschaftsordnung“, „Autarkie ist möglich“. 

Statt der üblichen Parole „Deutsche Arbeitsplätze für Deutsche“ heißt es verbindlicher: „Internationale Probleme erfordern nationale Lösungen“. Wer im Internet weitersurft, merkt aber schnell den braunen Kern dieser Globalisierungsgegner: Im Aufruf zu einer Demonstration zum 1. September 2001 hieß es, die „kapitalistisch-imperialistischen Kräfte“ hätten den Zweiten Weltkrieg angezettelt. 

„Gegen diese Kräfte musste sich das deutsche Volk 1939 - 1945 militärisch verteidigen und gegen die gleichen Kräfte führen wir heute unseren politischen und kulturellen Überlebenskampf.“ 

„Weltmacht Geld“ 

Die NPD Kiel stellte „Nachbetrachtungen zum G-8-Gipfel“ in Genua ins Netz. Deren Autor kritisiert die angebliche Nachgiebigkeit der linken Gruppen, die nicht mehr ein generelles Ende der Globalisierung forderten, sondern „allenfalls noch weichgespülte Wünsche“ äußerten. 

Mit „den vorhandenen Mitteln“ könne die „Weltmacht Geld“ nicht vom Sockel gestoßen werden. An welche anderen Mittel der anonyme Autor dachte, ließ er offen In Triest wollen Rechtsextreme aus ganz Europa unter der Parole demonstrieren: „Gegen die Globalisierung, weder mit den USA, noch mit dem Islam, noch mit dem Zionismus“. 

Der Anti-Gobalismus hat für die Neonazis instrumentelle Bedeutung: Sie wollen Anhänger gewinnen; aber das ist nicht alles: Sie können an eine lange Tradition der Ökonomiefeindlichkeit auf Seiten der deutschen Rechten anknüpfen, die jahrzehntelang das intellektuelle Klima vergiftete. 

Völkische Verbände kämpften schon am Ende des 19. Jahrhunderts gegen die damalige Globalisierungswelle. Sie diffamierten den Freihandel und die englische Nationalökonomie als undeutsch und wurden dabei von manchen Ökonomen unterstützt. 

Werner Sombart, ein prominenter Vertreter der historischen Schule der Nationalökonomie, der sich später den Nazis näherte, schrieb 1915 in seinem Pamphlet Händler und Helden: „Im übrigen wird uns der Krieg mehr und eindringlicher zum Bewusstsein bringen, dass alle internationalen Wirtschaftsbeziehungen ein notwendiges Übel sind, das wir so klein wie möglich machen sollten.“ 

Gerade Sombarts Beispiel zeigt, wie der Antikapitalismus der völkischen Rechten im Kaiserreich und der Weimarer Republik vom bürgerlichen Lager aufgenommen wurden und dort den Boden für Antisemitismus und Totalitarismus bereiteten. Für diese Denkweise, für die Verachtung des Kaufmännischen und des Ökonomischen standen auch antidemokratische Intellektuelle wie Ernst Jünger und Arthur Moeller van den Bruck. 

Manche Denkmuster aus dieser Zeit leben erstaunlicherweise bis heute gerade unter linken Kapitalismuskritikern weiter. So wird zum Beispiel unter kirchlichen Globalisierungsgegnern gegen Kapitalisten immer wieder der Vorwurf des „Mammonismus“ erhoben, vermutlich in Unkenntnis der Ursprünge dieses Begriffs. Geprägt hat ihn der Münchner Ingenieur Gottfried Feder (1883-1941), 
Teilhaber eines Anlagenbauunternehmens und erster Wirtschaftstheoretiker der NSDAP. 

Unter den heutigen Neonazis wird Feder gefeiert als „Wirtschaftsreformer“ und Repräsentant der antikapitalistischen Strömung in der Nazibewegung. Feder wurde 1933 Staatssekretär im Reichwirtschaftsministerium, blieb im übrigen aber ein kleines Licht im Dritten Reich.

Seinen Ruhm erlangte er 1919 mit einem Manifest zur Brechung der Zinsknechtschaft, einem wirren Pamphlet, das aber unter den völkischen Wirtshauspolitikern im München der Revolutionszeit begeisterte Aufnahme fand. Adolf Hitler lobte es überschwänglich in Mein Kampf. 

Im Kern forderte Feder die Abschaffung des Zinses, die Staatskontrolle über alle Banken und, am wichtigsten, die Umwandlung der Kriegsanleihen in gesetzliche Zahlungsmittel. Die damit notwendigerweise verbundene Inflation wollte er durch teilweise Enteignung der Anleihebesitzer eingrenzen. Feders Programm war unsinnig und wurde auch nie verwirklicht. 

Wichtiger waren die Bilder, die er in die Welt setzte: der „Mammonismus“, der für ihn „die unheimliche, unsichtbare und geheimnisvolle Herrschaft der großen internationalen Geldmächte“ war, dazu vor allem die Unterscheidung von „schaffendem“ Industrie- und „raffendem“ Finanzkapital. Das Denkmuster lässt sich bis heute bei Kapitalismuskritikern unterschiedlicher Couleur nachweisen. 

Erschreckend respektabel 

Zu den Idolen heutiger Neonazis gehören ferner sogenannte Nationalbolschewisten, die zwischen den Weltkriegen auftraten, etwa Corneliu Codreanu, der Gründer der faschistischen „Eisernen Garde“ im Rumänien der dreißiger Jahre, ein Antisemit und Terrorist, der mit einer Art militarisierten Agrarsozialismus experimentierte. 

Heute sind die Anti-Globalisierungs- Websites der Neonazis noch Sumpfblüten Kapitalismuskritik. Beunruhigend wird die Sache, wenn sich Rechtspopulisten der Mischung aus Fremdenfeindlichkeit und ökonomischer Unvernunft annehmen. Ein Beispiel dafür ist der amerikanische Demagoge Patrick Buchanan. 

Er gründete eine Initiative unter dem Namen The American Cause („Die Sache Amerikas“) mit einem einschlägigen Programm: Abkehr vom Freihandel, Schutzzölle für die US-Industrie, Entwicklungshilfe abschaffen und Schließung der Grenzen für Einwanderer. 

Außerdem unterstützt Buchanan die Waffen-Lobby, die militanten Abtreibungsgegner und die religiöse Rechte. Der heute 62-Jährige kandidierte 1996 für das Amt des amerikanischen Präsidenten – zwar ohne Erfolg, doch bei den Vorwahlen in Iowa erreichte er den zweiten Platz im republikanischen Lager. Das zeigt: Die radikale Globalisierungskritik kann erschreckend schnell respektabel werden. 
Pharmaindustrie 

  

Bittere Pillen für die Armen 

  

Warum die Dritte Welt bei Arzneien leer ausgeht. 


Von Andreas Hoffmann 


   
(SZ vom 27.10.2001) Christiane Fischer kann sich noch gut erinnern an den älteren Herrn mit den Silber-Haaren. Am Telefon war er angekündigt worden, und bald darauf saß er in der August-Bebel-Straße 62 in Bielefeld. 

John Le Carré, Schöpfer von George Smiley und dem Spion, der aus der Kälte kam. Drei, vier Stunden redete Fischer mit dem Bestseller-Autor – einige Monate später las sie die Folgen in dessen neuem Thriller Der ewige Gärtner. 

Auf über 500 Seiten beschreibt Carré die Machenschaften der Pharmaindustrie in der Dritten Welt, erzählt, wie der Pharmakonzern Threebees ein neues Mittel namens Dypraxa gegen Tuberkulose einsetzt und tödliche Nebenwirkungen vertuscht. Ein Arzt und eine junge Diplomatenfrau sterben, und das Unternehmen spannt selbst die britische Botschaft in Nairobi ein. „Ein gutes Buch“, sagt Fischer. Threebees und Dypraxa gebe es zwar nicht, „ein solcher Fall aber wäre möglich“. 

„Wie Menschenversuche“ 

Christiane Fischer ist Ärztin bei der Buko-Pharmakampagne in Bielefeld, eine Organisation, die seit 20 Jahren das Wirken der Pillenhersteller in der Welt beobachtet und dabei wenig Positives entdeckt. 

Manchmal, so sagt sie, erinnere sie das Verhalten der Konzerne an Menschenversuche. Sie berichtet von ausrangierten Medikamenten, die auf den Phillippinen oder in Kolumbien landen. Von Aidspräparaten, die wahllos an Gesunde und Kranke verteilt werden. Von überteuerten Blutdruckmitteln, fehlenden Präparaten gegen Malaria oder gegen die Schlafkrankheit. 

Nach einem solchen Gespräch zeigt die Globalisierung wieder ihr hässliches Antlitz, die Feindbilder im Kopf ordnen sich. Dort die kaltherzigen Pharmamanager. Hier die guten Politiker der Entwicklungsländer. Aber sind die Fronten so einfach abzustecken? 

Der Blick auf einige Gesundheitsdaten hilft vielleicht: Zwischen 1970 und 1995 stieg die durchschnittliche Lebenserwartung weltweit von 56 auf 65 Jahre. 1975 war jedes dritte tote Kind jünger als fünf Jahre, zwanzig Jahre später nur jedes fünfte. Die Säuglingssterblichkeit sank in dem Zeitraum um ein Drittel; 1980 starben jährlich 800000 Babys an Tetanus, dank Impfkampagnen überleben heute 730000 davon. 

Klingt alles gut, aber der Fortschritt dringt längst nicht in jede Hütte. Beispiel Malaria. Weltweit ist seit Anfang 1900 die Todesrate stark geschrumpft – auf 18 Todesfälle unter 100000 Menschen. In Afrika dagegen steigt die Malaria-Todesrate: auf 165 Fälle pro 100000 Einwohner. Die ärmeren Regionen erreichen inzwischen vermehrt Zivilisationsleiden; die Schlafkrankheit greift um sich, die Tuberkulose, das Schwarze Fieber. 

Und natürlich Aids: Von den weltweit 36,1 Millionen HIV-Infizierten leben über zwei Drittel in Afrika südlich der Sahara. In manchen Ländern rafft der Virus ganze Gesellschaftschichten dahin: Ärzte, Lehrer, Facharbeiter, Soldaten und Beamte. Abhilfe ist schwierig. 

Die moderne Drei-Komponenten-Therapie kostet in den Industriestaaten zwischen 3000 und 10000 Dollar pro Jahr und Person. Nach dem Streit um die Aids-Medikamente zahlt Südafrika inzwischen zwar nur ein Zehntel, doch selbst diese verbilligten Arzneien kann sich das Land kaum leisten. 

Für jeden Afrikaner stehen im Jahr gerade acht Dollar an Medikamentenausgaben bereit, allein in Südafrika dürften 20, 30 Prozent der Bürger infiziert sein. Entwicklungsgruppen fordern deshalb, radikal die Preise zu senken. 

Die Gründe scheinen einleuchtend. Für die Pharmariesen ist Afrika unwichtig, ihr Geschäft machen sie in den Industrieländern. 400 Milliarden US-Dollar will die Branche im nächsten Jahr weltweit umsetzen. 270 Milliarden davon in den USA und in Europa, aber nur 5,3 Milliarden in Afrika – das sind ganze 1,3 Prozent. Den Firmen fehlen schlicht kaufkräftige Kunden und deshalb erforschen sie kaum Dritte-Welt-Leiden. 

„Es wird mehr Geld ausgegeben, um nach einer Behandlung für Haarausfall zu forschen, als für alle tropischen Krankheiten zusammen“, sagt der Sunday-Times Journalist Adrian Anthony Gill. Aber wenn die Konzerne ihre Gewinne in der ersten Welt machen, warum senken sie dann nicht die Preise für die Dritte-Welt? 

Riesige Preisunterschiede 

Bei solchen Fragen runzeln die Pharmamanager die Stirn und reden von der Forschung. Andreas Barner, Vorstandsmitglied von Boehringer Ingelheim, spricht von einem Prozess, der „zehn bis zwölf Jahre dauert und 500 Millionen Dollar kostet“. Nur einer von 10000 getesteten Wirkstoffen würde die Auslese überstehen. Die vielen Millionen ließen sich nur über langlaufende Patente zurückholen. Ohne Patentschutz kein Fortschritt, sagen die Konzernherren. 

Doch es gibt noch andere Gründe: Die Pillenmanager fürchten auch eine Grundsatzdiskussion über Preise und Patente. Schließlich unterscheiden sich die Preise stark; Novartis etwa verlangt für das Antirheumatikum Voltaren in Indien zwei Dollar, in Argentinien 118 Dollar. Das Herzmittel Adalat kostet in Indien drei Dollar, in Peru 96 Dollar. Viele US-Bürger pilgern nach Kanada, weil die gleichen Pillen manchmal nur ein Viertel des US-Preises kosten. 

So sieht die Industrie nicht in Preisen und Patenten das Problem, sondern in den Mängeln der Dritte-Welt-Länder. „Wir müssen die Armut und das Analphabetentum bekämpfen“, sagt Birgit Reiter vom Verband Forschender Arzneimittelhersteller. 

Tatsächlich ist die Gesundheitsversorgung in vielen Dritte-Welt-Staaten mangelhaft. Gesunde Nahrung, sauberes Wasser fehlen oft ebenso wie die Aufklärung über Krankheiten. Hinzu kommt die Vertuschung der Politiker. Simbabwes Autokrat Robert Mugabe etwa sah Aids-Prävention vor allem darin, gegen Homosexuelle zu hetzen. Südafrikas Präsident Thabo Meki hat lange bezweifelt, dass Aids durch HIV entsteht. 

Natürlich kennen die Pharmakritiker diese Argumente, doch manches halten sie nur für vorgeschoben. „Die Angst um die Forschung ist ein netter PR-Gag“, sagt Christiane Fischer. Bis Mitte des Jahrhunderts ließen die Industrieländer selbst keinen Patentschutz auf Arzneien zu, um die Forschung nicht zu behindern. Deutschland hat ihn 1968 eingeführt, Italien und Schweden 1978. 

Fischer: „Die Pharmaindustrie ist da nicht verhungert.“ Bei Aidsmitteln konnten die Konzerne außerdem auf öffentliche Forschungsergebnisse zurückgreifen. In den 70er Jahren entwickelten beispielsweise US-Wissenschaftler mit staatlichem Geld das Mittel ddl, auf das später der Pharmakonzern Bristol-Myers-Squibb ein Patent erhielt. 

Heute ist ddl ein wichtiges Aids-Medikament – und für viele Länder oft unerschwinglich. „Die staatliche Grundlagenforschung hat den Konzernen erst die Tür geöffnet“, sagt Peter Schönhöfer, Mit-Herausgeber des unabhängigen Branchendienstes arznei-telegramm. Er bezweifelt ohnehin den Erfindungsreichtum der Industrie. 

Von den 100 bis 150 neuen Wirkstoffen, die jährlich den Markt überschwemmen, sei höchstens einer wirklich neu. Der Rest seien Scheininnovationen. Die Hochpreispolitik habe nur einen Grund: „Die Firmen brauchen Geld, um ihre Produkte in den Markt zu drücken.“ Viele Forschungsausgaben sind Marketing-Kosten, Geld für Pharmaberater und gesponsorte Ärztekongresse. 

Denkanstoß durch Terror? 

Vielleicht bringt der Terrorherbst Bewegung in den Streit um billige Medikamente. Die USA haben Ausnahmen vom Patentschutz immer ablehnt, um die eigene Industrie zu schützen. Als Brasilien, Südafrika und Thailand dies wegen einer gesundheitlichen Notstandes versuchten, drohte Washington sogar mit Handelssanktionen. 

Inzwischen fühlen sich die Amerikaner selbst bedrängt. USA und Kanada wollten den Patentschutz für das Antibiotikum Ciprobay aussetzen, um sich ausreichend gegen Milzbrand-Anschläge zu wappnen. Erst ein kräftiger Preisnachlass des Hersteller Bayer verhinderte das Ansinnen. 

Bei den WTO-Verhandlungen über den internationalen Patentschutz könnten die Entwicklungsländer jetzt Boden Gut machen und auf das widersprüchliche Handeln Washingtons verweisen. Fachleute sind aber skeptisch. Sie denken an die mächtige Pillenlobby. Auch der Autor John Le Carré hat da seine Erfahrungen. Am Ende seines Buches stellt er nüchtern, sein Roman sei „verglichen mit der Wirklichkeit, ungefähr so harmlos wie eine Urlaubspostkarte“.

Modernisierung der Türkei 

  

Reformen als Sünde 

  

Zwischen Zinsverbot und Modernität: Warum die islamischen Länder wirtschaftlich im Rückstand sind. 


Von Christiane Schlötzer 


   
(SZ vom 31.10.01) - Dogu Perincek ist ein Mann der klaren Worte. Wenn er seine markigen Parolen verbreitet, sind die Säle meist voll besetzt. 

Vergesst Europa, vergesst die Globalisierung, vergesst den Westen und den amerikanischen Dollar, lautet Perinceks Botschaft, und er verkündet seinen Anhängern: „Wir sind Asiaten.“ Als Alternative zum Westen spricht er von einer neuen „Achse Türkei-China-Russland“. 

Perincek ist Vorsitzender der türkischen Arbeiterpartei, einer linken Splittergruppe, und er ist der führende Kolumnist der Zeitung Aydinlik. Das linksgerichtete Blatt ist in diesen Tagen eine Fundgrube für antiwestliche Ressentiments. 

Wie Aydinlik trommelt in der Türkei sonst nur Akit, die Zeitung der islamischen Fundamentalisten, gegen Europa und eine globale Weltwirtschaft unter der Führung Amerikas. 

Erstaunlicher Anti-Globalisierungs-Pakt

Aydinlik und Akit: Die extreme Linke und die extremen islamischen Nationalisten gehen in diesen Tagen in der Türkei einen erstaunlichen Anti-Globalisierungs-Pakt ein. Und es gibt noch einen Dritten im Bunde: Teile des türkischen Militärs und des Geheimdienstes (denen nachgesagt wird, dass sie Aydinlik immer wieder mit Informationen füttern) sehen die Westorientierung großer Teile der politischen Elite des Landes ebenfalls mit Skepsis. 

„Sie wollen eine introvertierte Türkei, die sich vom Westen abwendet“, sagt der türkische Wirtschaftswissenschaftler Mehmet Altan. 

Ungewöhnliche Bündnisse sind seit dem 11. September vielerorts entstanden. In Deutschland bekundet die extreme Rechte Sympathien für islamische Selbstmordattentäter. 

Von Neonazis werden Theoretiker gefeiert, die die Abschaffung des Zinses fordern. Das Zinsverbot ist Bestandteil eines strengen islamischen Wirtschaftens. 

Nach einer zinsfreien Welt strebten auch Außenseiter der Wirtschaftstheorie, die heute in der europäischen Anti-Globalisierungsszene eine Rolle spielen. Dazu gehört der Einzelgänger Silvio Gesell; er war 1919 Finanzbeauftragter der bayerischen Räterepublik in München – wobei seine Amtszeit nur eine Woche währte. 

Gesells Ideen von einem „Freigeld“ werden von seinen Anhängern in Deutschland heute noch via Internet als „dritter Weg“ zwischen Kapitalismus und Kommunismus angeboten, wobei sich Gesell-Freunde bisweilen „guter Kontakte“ zu dem türkischen Islamisten Necmettin Erbakan rühmen. 

Cuma (Freitag) ist die auflagenstärkste islamische Wochenzeitschrift der Türkei. „Warum sind wir wirtschaftlich zurückgefallen“, fragt das Blatt in seiner jüngsten Ausgabe. Schuld sei der Laizismus. Als ökonomischer Retter wird der Islam empfohlen. 

Mangelnde Motivation

Wenn Mehmet Altan, der sich seit Jahren mit der Wirtschaft der Türkei beschäftigt, dies hört, dann lacht er laut: „Islam und Wirtschaft“, sagt er, „das passt doch nicht zusammen.“ In der islamischen Tradition fehle die Selbstkritik. Und nach der Philosophie des Propheten reiche es, wenn man das Nötigste hat: genug zu Essen und ausreichend Kleidung. „So mangelt es an der Motivation, immer mehr zu erwirtschaften.“ 

Die Idee der Askese stand auch im Christentum einst hoch im Kurs. Altan meint, der Islam sei noch eine „junge Religion“, deshalb habe es so wenig Reformen gegeben. Zudem hätten die Konservativen, die bald nach dem Tod des Propheten die Macht ergriffen, Reform als Sünde verstanden. „Das Tor für Reformen wurde damals schon geschlossen.“ 

Für die Türkei sind Fragen der wirtschaftlichen Unterentwicklung islamischer Staaten ein altes Thema, das aber derzeit neu belebt wird. 

Sogar der oberste Chef der Religionsbehörde in Ankara, Nuri Yilmaz, empfahl nun, die islamischen Länder sollten darüber diskutieren, warum sie „gegenüber der westlichen Welt rückständig“ seien. 

Cüneyt Ülsever, ein liberaler Kommentator des weltlichen Massenblattes Hürriyet, meint: „Die meisten islamischen Länder stehen unter der Herrschaft von Dogmen und von Autoritäten, die das Monopol ausüben, diese Dogmen dem unwissenden Volk zu erklären. 

"Westen und islamische Welt müssen lernen"

Wir Türken sind stolz, dass wir anders sind, wir sollten die Unterschiede aber nicht übertreiben.“ Ülsever meint, sowohl der Westen als auch die islamische Welt müssten etwas lernen: Der Westen müsse zu einer gerechteren Verteilung der Ressourcen mit der restlichen Welt finden. 

Die islamische Welt müsse erkennen, dass sie auch bei einer gerechteren Verteilung noch „große Hausaufgaben“ zu erledigen habe, „um das zu verdienen, was sie vom Rest der Welt verlangt“. 

Wie aber lassen sich Religion und Rationalität versöhnen, ist Reform möglich? Laut Altan steigert die Verarmung die Anfälligkeit für antimodernistische und fundamentalistische Ideen. Reformimpulse entstünden nur aus „wirtschaftlicher Entwicklung“. Für sein Land fordert der Wirtschaftsprofessor deshalb nachdrücklich eine Integration in die Europäische Union. 

Rollen-Modell Türkei

Die Türkei wäre gern das Rollen-Modell für eine Gesellschaft, die der Religion privaten Spielraum gibt, aber Staats- und Wirtschaftsleben säkular und demokratisch gestaltet. 

In der Tat ist die Türkei, was die Freiheit der Wissenschaft, der Kultur, der Wirtschaft und des Alltagslebens betrifft, das am meisten entwickelte Land der islamischen Welt. Die schwere Wirtschaftskrise hat das Bild aber getrübt. „Die Türkei produziert heute so viel wie Norwegen, und da leben nur fünf Millionen Menschen“, sagt Altan. 25 der etwa 67 Millionen Türken müssten von zwei Dollar am Tag leben. 

Als das staatliche Planungsamt dies errechnete, kostete ein Dollar 600.000 Türkische Lira. Heute ist er doppelt so teuer. Soll man den Dollar deshalb verbieten? Die entsprechende Kampagne hat bei den pragmatischen Türken kaum Erfolg. Sie tragen ihre niedrigen Löhne immer noch regelmäßig in Devisenbüros, um sie in Dollar und DM zu tauschen und der Inflation ein Schnippchen zu schlagen. 

Der osmanischen Gesellschaft, so Altan, fehlte einst eine Bourgeoisie, der die Geldakkumulation erlaubt gewesen wäre, und bei Gründung der Republik trat an die Stelle der Palastbürokratie die „bewaffnete Bürokratie des Militärs“. 

Bürokratie des Militärs

Deshalb beschäftige sich das Land heute immer noch „mehr mit nationaler Sicherheit als mit nationaler Armut“. Der Schlüssel zu einer positiven Entwicklung liegt für Altan daher in einer „Entmilitarisierung und einer liberalen Wirtschaftspolitik“. 


Zitate 

Globalisierung bedeutet für mich ... 

Prominente äußern sich. 
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	...etwas Wunderbares: das Zusammenrücken der Menschen. Ich bin aber gegen die neoliberale Wirtschaftsordnung, die Mensch und Natur hemmungslos degradiert. Statt zynisch nach Börsenschnäppchen jagend Hungertote zu verdrängen, müssen wir Widerstand und Solidarität kultivieren. Global! 

Konstantin Wecker, Liedermacher und Poet 
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	...die Chance, mit offenen Märkten wirtschaftliches Wachstum zu fördern, Ressourcen effizienter zu nutzen, Lebensbedingungen und Wohlfahrt der Menschen zu verbessern. Zugleich liegt darin die Notwendigkeit, einen Rahmen für Stabilität und Rechtssicherheit der Weltwirtschaft zu schaffen. 

Rolf E. Breuer, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bank AG. 

	[image: image8.jpg]



	...ein utopisches Konzept, für die Mobilität von Kapital und Gütern eine durchgängige, grenzenlose Welt zu schaffen, um weltweit größtmögliche Effizienz zu erreichen. Dieses rein ökonomische Konzept stößt an die Grenzen der Belastbarkeit von Erde und Menschen. 

Angelika Zahrnt, Vorsitzende des Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND).
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	...dass niemand verschont bleibt, seine Haut weltweit zu Markte zu tragen. Der Wettlauf um niedrigste Löhne und übelste Arbeitsbedingungen spielt Menschen gnadenlos gegeneinander aus. Sklavenähnliche Arbeitsverhältnisse feiern Auferstehung. Dabei wäre eine Auferstehung der Menschenwürde nötig. 

Cornelia Füllkrug-Weitzel, Direktorin von Brot für die Welt. 
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	...ein Prozess, der unvermeidbar ist, der aber besser, das heißt humaner und sozialer gestaltet werden muss. Wir müssen die Globalisierung in den Griff bekommen und so steuern, dass sie nicht nur einzelnen Gruppen nützt, sondern den Menschen allgemein dient. 

Klaus Schwab, Präsident des World Economic Forums in Genf. 
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	... die Geschwindigkeit und Leichtigkeit, mit der das Kapital von Land zu Land und von Sektor zu Sektor fließen kann. Die Mobilität auf den Kapitalmärkten treibt in diesem Jahrhundert die Globalisierung weiter voran als es der Freihandel tut. 

George Soros, Börsenguru im Ruhestand 


	Mit freundlicher Genehmigung durch 
	





Quelle: http://www.sueddeutsche.de/globalisierung, bitte bei jeder Nutzung angeben.

